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Dienstvertragsordnung 

A b s c h n i t t  I    
Allgemeine Vorschriften 

Vorbemerkung:  

Die in dieser Dienstvertragsordnung verwende-
ten Personenbezeichnungen gelten für Frauen 
und Männer. 1  2   
 

§ 1  
Geltungsbereich 

(1)  1Diese Dienstvertragsordnung ist auf alle 
privatrechtlichen Dienstverhältnisse der Mitar-
beiterinnen anzuwenden, die von Anstellungs-
trägern nach § 3 des Mitarbeitergesetzes ange-
stellt werden. 2Anstellungsträger im Sinne die-
ser Dienstvertragsordnung sind die Konföderati-
on evangelischer Kirchen in Niedersachsen, die 
Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braun-
schweig, die Evangelisch-lutherische Landeskir-
che Hannovers, die Evangelisch-Lutherische 
Kirche in Oldenburg und die ihrer Aufsicht un-
terstehenden Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts.  
 
(2)  1Werden Ordinierte im privatrechtlichen 
Dienstverhältnis mit der Wahrnehmung von 
Aufgaben beauftragt, die in der Regel Pfarrerin-
nen übertragen werden, so gelten für ihre 
dienstlichen Pflichten die für Pfarrerinnen gel-
tenden Vorschriften entsprechend, soweit nicht 
kirchengesetzlich etwas anderes bestimmt ist; 
dies gilt auch für die Bemessung der Arbeitszeit 
und den Anspruch auf Urlaub. 2Die Wohnungs-
ausgleichsregelungen in § 9 Abs. 3 in Verbin-
dung mit § 35 Abs. 3 des Pfarrerbesoldungs- 
und –versorgungsgesetzes der Konföderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen sind bei 
Vorliegen der dort genannten Voraussetzungen 
entsprechend anzuwenden. 3Im Übrigen richten 
sich Rechte und Pflichten von Ordinierten im 
privatrechtlichen Dienstverhältnis nach den für 
Mitarbeiterinnen im privatrechtlichen Dienstver-
hältnis sonst geltenden Bestimmungen. 
 
(3) Mit vorheriger Genehmigung der jeweils 
zuständigen obersten Behörde (§ 31 des Mitar-
beitergesetzes) können in Ausnahmefällen im 
Hinblick auf eine besondere kirchliche Aufgabe 
die Dienstvertragsbedingungen einzelvertraglich 
abweichend von den Bestimmungen dieser 
Dienstvertragsordnung vereinbart werden. 
 
(4) Diese Dienstvertragsordnung ist nicht auf 
Rechtsverhältnisse anzuwenden, die mit Perso-
nen begründet werden, deren Beschäftigung 
nicht in erster Linie ihrem Erwerb dient und die 
vorwiegend zu ihrer Heilung, Wiedereingewöh-

 
 

                                    
1)   Vgl. dazu: G 4/1991 - Gleichberechtigung von Frauen und Männern in der Sprache 
2)   Vgl. dazu:  K 13/1995 - Gleichstellung von Frauen und Männern in der Rechtssprache  



 
 DienstVO i.d.F. der 77. Änderung | TV-L i.d.F. des Änd.TV Nr. 7 
 | (nach den Maßgaben der DienstVO) 

   

 

(Landeskirchenamt Hannover, Referat 73) - 6 - 

nung, Erziehung oder aus karitativen Gründen 
beschäftigt werden.  
 
(5) Die Rechtsverhältnisse der Auszubildenden 
in Ausbildungsberufen nach dem Berufsbil-
dungsgesetz, der Auszubildenden in Pflegeberu-
fen und der Praktikantinnen bestimmen sich 
nach einer besonderen Arbeitsrechtsregelung. 
 

§ 2  
Anwendung tariflicher Bestimmungen 

(1) 1Auf die Dienstverhältnisse der Mitarbeite-
rinnen sind die Bestimmungen des Tarifver-
trages für den öffentlichen Dienst der Länder 
(TV-L) vom 12. Oktober 2006 in der für das 
Land Niedersachsen jeweils geltenden Fassung 
entsprechend anzuwenden, soweit im Folgenden 
nicht etwas anderes bestimmt ist.  
2Die Bestimmungen der den TV-L ergänzenden, 
ändernden oder ersetzenden Tarifverträge sind 
in der für das Land Niedersachsen jeweils gel-
tenden Fassung entsprechend anzuwenden, 
sofern sie in der Anlage 1 aufgeführt sind und 
soweit im Folgenden nicht etwas anderes be-
stimmt ist. 
 
(2) Absatz 1 gilt auch für die Dienstverhältnis-
se der Mitarbeiterinnen, die im Sinne des § 8 
Abs. 1 Nr. 1 SGB IV – ohne Berücksichtigung 
des § 8 Abs. 2 Satz 1 SGB IV in der jeweils gel-
tenden Fassung – geringfügig beschäftigt sind, 
soweit im V. Abschnitt nicht etwas anderes ge-
regelt ist.  
 
(3) Die Vorschriften des Mitarbeitergesetzes 
über das Verfahren bei Änderungen der im Land 
Niedersachsen geltenden Bestimmungen bleiben 
unberührt. 
 
 (4) 1Der Tarifvertrag für den öffentlichen 
Dienst der Länder (TV-L) vom 12. Oktober 2006 
wird in den amtlichen Verkündungsblättern der 
beteiligten Kirchen abgedruckt; sie können auch 
auszugsweise abgedruckt werden. 
2Mit Zustimmung der Arbeits- und Dienstrechtli-
chen Kommission kann vom Abdruck abgesehen 
oder nur die Fundstelle veröffentlicht werden.  
 
(5) Die Regelungen über die Sicherung der 
Mitarbeiterinnen bei Rationalisierungsmaßnah-
men und Einschränkungen von Einrichtungen 
ergeben sich aus Anlage 6.  
 
(6) Die Regelung über die Arbeitsbedingungen 
auf Arbeitsplätzen mit Geräten der Informati-
ons- und Kommunikationstechnik ergibt sich aus 
Anlage 7. 
 
(7) Die Regelung für Mitarbeiterinnen, die auf 
Grund ihrer Dienstanweisung oder auf Grund 
einer Anweisung des Anstellungsträgers im Ein-
zelfall als Aufsichts- oder Betreuungsperson 
Freizeiten, Seminare, Heim- und Lageraufent-
halte durchführen, ergibt sich aus Anlage 8.  

TV-L 

A.  Allgemeiner Teil 

A b s c h n i t t  I   
Allgemeine Vorschriften  

§ 1  
Geltungsbereich 

(1) Dieser Tarifvertrag gilt für Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer (Beschäftigte), die in 
einem Arbeitsverhältnis zu einem Arbeitgeber 
stehen, der Mitglied der Tarifgemeinschaft deut-
scher Länder (TdL) oder eines Mitgliedverbandes 
der TdL ist. 
 
(2) Dieser Tarifvertrag gilt nicht für  

...  

e) Auszubildende, Schülerinnen/Schüler in der 
Gesundheits- und Krankenpflege, Gesund-
heits- und Kinderkrankenpflege, Entbin-
dungspflege und Altenpflege, sowie Volontä-
rinnen/Volontäre und Praktikantin-
nen/Praktikanten,  

f) Beschäftigte, für die Eingliederungszuschüs-
se nach den §§ 217 ff. SGB III gewährt wer-
den,  

g) Beschäftigte, die Arbeiten nach den §§ 260 
ff. SGB III verrichten,  

h) Leiharbeitnehmerinnen/Leiharbeitnehmer 
von Personal-Service-Agenturen, sofern de-
ren Rechtsverhältnisse durch Tarifvertrag 
geregelt sind,  

i) geringfügig Beschäftigte im Sinne von § 8 
Absatz 1 Nr. 2 SGB IV,  

. . . 
 
(3) Dieser Tarifvertrag gilt ferner nicht für 

a) Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, 

b) wissenschaftliche und künstlerische Hilfs-
kräfte, 

c) studentische Hilfskräfte, 

d) Lehrbeauftragte an Hochschulen, Akademien 
und wissenschaftlichen Forschungseinrich-
tungen sowie künstlerische Lehrkräfte an 
Kunst- und Musikhochschulen. 

 
Protokollerklärungen zu § 1 Absatz 3: 

1. Ausgenommen sind auch wissenschaftliche 
und künstlerische Assistentinnen/ Assisten-
ten, Oberassistentinnen/Oberassistentinnen, 
Oberingenieurinnen/Oberingenieure und Lek-
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(8) 1Bei den Dienstverhältnissen mit Mitarbei-
terinnen in Diakonie- und Sozialstationen kann 
von den Bestimmungen des TV-L und den zu-
sätzlichen Regelungen nach Maßgabe der Anlage 
3 abgewichen werden. 2Satz 1 findet auf die 
Dienstverhältnisse mit Mitarbeiterinnen in den 
Einrichtungen Jugendwerkstatt Hameln und E-
vangelisches Jugendheim Blockhaus Ahlhorn 
entsprechende Anwendung. 3Eine Dienstverein-
barung nach Satz 2 bedarf zu ihrer Wirksamkeit 
der Genehmigung durch die Arbeits- und Dienst-
rechtliche Kommission. à Erl. 1 

Erl. 1: Sätze 2 und 3 angefügt m.W.v. 09.06.2011 
gem. § 1 der 72. Änderung der DienstVO  

 

toren beziehungsweise die an ihre Stelle tre-
tenden landesrechtlichen Personalkategorien, 
deren Arbeitsverhältnis am 31. Oktober 2006 
bestanden hat, für die Dauer des ununter-
brochen fortbestehenden Arbeitsverhältnis-
ses. 

2. Ausgenommen sind auch künstlerische Lehr-
kräfte an Kunst- und Musikhochschulen, de-
ren Arbeitsverhältnis am 31. Dezember 2011 
bestanden hat, für die Dauer des ununter-
brochen fortbestehenden Arbeitsverhältnis-
ses. 

 
(4) 1Neben den Regelungen des Allgemeinen 
Teils (§§ 1 bis 39) gelten Sonderregelungen für 
nachstehende Beschäftigtengruppen: 

a) Beschäftigte an Hochschulen und For-
schungseinrichtungen (§ 40), 

... 

e) Beschäftigte als Lehrkräfte (§ 44),  

... 
2Die Sonderregelungen sind Bestandteil des TV-
L. 
 

§ 3  
Grundlegende Pflichten 

(1) 1Die Mitarbeiterin ist an Bekenntnis und 
Recht der beteiligten Kirchen gebunden. 2Sie ist 
in ihrem dienstlichen Handeln und in ihrer Le-
bensführung dem Auftrag des Herrn verpflichtet, 
das Evangelium in Wort und Tat zu bezeugen. 
3Den ihr anvertrauten Dienst hat sie treu und 
gewissenhaft zu leisten und sich zu bemühen, 
ihr fachliches Können zu erweitern. 
 
(2) 1Die Mitarbeiterin ist auch bei politischer 
Betätigung ihrem Auftrag verpflichtet; sie ist 
ihren Dienst allen Gemeindegliedern ohne Anse-
hen ihrer politischen Einstellung schuldig. 2Sie 
hat die Grenzen zu beachten, die sich hieraus 
für Art und Maß ihres politischen Handelns er-
geben. 
 
(3) Die Mitarbeiterin darf eine Körperschaft 
oder Vereinigung nicht unterstützen, wenn sie 
dadurch in Widerspruch zu ihrem Auftrag tritt 
oder wenn sie durch die Unterstützung in der 
Ausübung ihres Dienstes wesentlich behindert 
wird.  
 
(4) Die Mitarbeiterin hat ihre Wohnung so zu 
nehmen, dass sie in der ordnungsgemäßen 
Wahrnehmung ihrer Dienstgeschäfte nicht be-
einträchtigt wird.  
 

 

                                    
3)   Vgl. dazu: G 16/2010 - Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung; Vorlage eines erweiterten Führungs-

zeugnisses von privatrechtlich beschäftigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die bereits im 
kinder- und jugendnahen Bereich tätig sind  
Hinweis:   
G 12/2010 - Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung; Vorlage eines erweiterten Führungs-
zeugnisses bei der Neueinstellung  
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(5) 1Die Mitarbeiterin hat ein Führungszeugnis 
nach § 30a des Bundeszentralregistergesetzes 
(BZRG) vorzulegen, wenn der Anstellungsträger 
das Führungszeugnis verlangt und die Voraus-
setzungen des § 30a Absatz 1 BZRG erfüllt sind. 
2Soweit bei der Einholung des Führungszeugnis-
ses Kosten entstehen, trägt diese der Anstel-
lungsträger. à Erl. 1  3  

Anmerkung zu § 3 Abs. 5:  à Erl. 1 

Von der Befugnis nach Satz 1 darf nicht willkür-
lich Gebrauch gemacht werden.  

Erl. 1: Absatz 5 und Anmerkung zu Absatz 5 neu 
gefasst m.W.v. 30.12.2010 gem. § 1 Nr. 2 
der 70. Änderung der DienstVO  

 
§ 4 Kirchlicher Dienst 

(1) Der Dienst 

1. bei der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land und ihren Gliedkirchen, der Vereinig-
ten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands und ihren Gliedkirchen sowie 
den von den Gliedkirchen der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland gebildeten Zu-
sammenschlüssen,  

2. bei den Körperschaften, Anstalten und Stif-
tungen des öffentlichen Rechts, die der 
Aufsicht einer Gliedkirche unterstehen, 

ist Dienst bei öffentlich-rechtlichen Körperschaf-
ten im Sinne der Bestimmungen des Tarifver-
trages für den öffentlichen Dienst der Länder.  
 
(2) Dem Dienst nach Absatz 1 steht eine Tätig-
keit in missionarischen, diakonischen und sons-
tigen kirchlichen Werken und Einrichtungen in-
nerhalb der Evangelischen Kirche in Deutschland 
sowie in Anstalten und Einrichtungen gleich, die 
dem Diakonischen Werk der Evangelischen Kir-
che in Deutschland angeschlossen sind, ohne 
Rücksicht auf deren Rechtsform. 
 
(3) Dem Dienst nach Absatz 1 kann eine Tätig-
keit in einer anderen christlichen Kirche sowie in 
anderen Zusammenschlüssen von Kirchen mit 
ihren Einrichtungen gleichgestellt werden.  
 

 

A b s c h n i t t  II    
Kirchliche Bestimmungen zum TV-L 

 

§ 5  
Dienstvertrag, Nachtrag zum  

Dienstvertrag 4 5 6 7 8 

§ 2  
Arbeitsvertrag, Nebenabreden, Probezeit 

(1) Der Arbeitsvertrag wird schriftlich abge-

                                    
4)   Vgl. dazu: G 10/1996 - Abschluß und Unterzeichnung von Dienstverträgen mit Mitarbeitern und Mitarbeite-

rinnen  
5)   Vgl. dazu: G 2/2003 - Abschluss von befristeten Dienstverträgen  
6)   Vgl. dazu: G 22/1989 Zusatzvereinbarungen in den Dienstverträgen mit Mitarbeitern, deren Planstellen 

ganz oder teilweise von außerkirchlichen Stellen finanziert werden  
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§ 2 Abs. 1 TV-L ist mit folgender Maßgabe an-
zuwenden:  

1. Der Dienstvertrag ist nach dem Muster der 
Anlage 4, ein Nachtrag zum Dienstvertrag ist 
nach dem Muster der Anlage 5 abzuschlie-
ßen. à Erl. 1 

2. Die Anwendung dieser Dienstvertragsord-
nung ist in den Dienstverträgen zu vereinba-
ren.  

3. Wenn nach Ausbildungsbestimmungen eine 
Anerkennungszeit abzuleisten ist, darf ein 
Dienstvertrag nur für diese Zeit abgeschlos-
sen werden.  

Erl. 1: Nr. 1 Satz 2 gestrichen m.W.v. 1.1.2012 
gem. § 1 Nr. 1 der 75. Änderung der 
DienstVO 

 

schlossen. 
 
(2) 1Mehrere Arbeitsverhältnisse zu demselben 
Arbeitgeber dürfen nur begründet werden, wenn 
die jeweils übertragenen Tätigkeiten nicht in 
einem unmittelbaren Sachzusammenhang ste-
hen. 2Andernfalls gelten sie als ein Arbeitsver-
hältnis. 
 
(3) 1Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie 
schriftlich vereinbart werden. 2Sie können ge-
sondert gekündigt werden, soweit dies einzel-
vertraglich vereinbart ist. 
 

§ 6  
Probezeit 

§ 2 Abs. 4 TV-L ist mit folgender Maßgabe an-
zuwenden: 

Eine Probezeit ist auch dann nicht zu vereinba-
ren, wenn eine Mitarbeiterin im unmittelbaren 
Anschluss an eine erfolgreich abgeschlossene 
Anerkennungszeit (§ 5 Nr. 3) bei demselben 
Anstellungsträger eingestellt wird. 
 

(4) 1Die ersten sechs Monate der Beschäfti-
gung gelten als Probezeit, soweit nicht eine kür-
zere Zeit vereinbart ist. 2Bei Übernahme von 
Auszubildenden im unmittelbaren Anschluss an 
das Ausbildungsverhältnis in ein Arbeitsverhält-
nis entfällt die Probezeit. 
 

§ 7  
Gelöbnis 

§ 3 Abs. 1 TV-L  ist mit folgender Maßgabe an-
zuwenden: 
1Die Mitarbeiterin hat bei Antritt des Dienstes 
das in § 7 Abs. 2 des Mitarbeitergesetzes vorge-
schriebene Gelöbnis vor der zuständigen Vertre-
terin des Anstellungsträgers abzulegen. 2Die 
Vertreterin des Anstellungsträgers nimmt hier-
über eine Niederschrift auf, die von ihr und der 
Mitarbeiterin zu unterschreiben ist.  
 

§ 3  
Allgemeine Arbeitsbedingungen 

(1) 1Die arbeitsvertraglich geschuldete Leis-
tung ist gewissenhaft und ordnungsgemäß aus-
zuführen. 2Die Beschäftigten müssen sich durch 
ihr gesamtes Verhalten zur freiheitlich demokra-
tischen Grundordnung im Sinne des Grundge-
setzes bekennen. 
 

§ 8  
Schweigepflicht 9 

Anstelle des § 3 Abs. 2 TV-L wird bestimmt:   
1Die Mitarbeiterin hat Verschwiegenheit über die 
ihr bei Ausübung ihres Dienstes bekannt gewor-
denen Angelegenheiten zu wahren, soweit dies 
ihrer Natur nach erforderlich oder durch Dienst-
vorschrift oder den Anstellungsträger angeord-
net ist. 2Dies gilt auch für die Zeit nach Beendi-
gung des Dienstverhältnisses.  
 

 
 

(2) …  

 

§ 9  
Belohnungen und Geschenke 

 
 

                                                                                                                                                 
7)   Vgl. dazu: K 14/1995 - Dienstvertragsmuster für katechetische Lehrkräfte 

Vgl. dazu: K 6/1998 - Vergütung der katechetischen Lehrkräfte an öffentlichen Schulen   
8)   Vgl. dazu: K 8/2005 – (Verzicht auf die) Angabe der Fallgruppe in Dienstverträgen  
9)   Vgl. dazu:  G 1/1986 - Vernehmungen und Durchsuchungen in strafrechtlichen Verfahren  
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Anstelle des § 3 Abs. 3 TV-L wird bestimmt: 

Es finden die für die Kirchenbeamtinnen im Be-
reich der jeweiligen beteiligten Kirche geltenden 
Bestimmungen entsprechende Anwendung. 
 

(3) …  
 
(4) 1Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben die 
Beschäftigten ihrem Arbeitgeber rechtzeitig vor-
her schriftlich anzuzeigen. 2Der Arbeitgeber 
kann die Nebentätigkeit untersagen oder mit 
Auflagen versehen, wenn diese geeignet ist, die 
Erfüllung der arbeitsvertraglichen Pflichten der 
Beschäftigten oder berechtigte Interessen des 
Arbeitgebers zu beeinträchtigen. 3Für Nebentä-
tigkeiten im öffentlichen Dienst kann eine Ablie-
ferungspflicht nach den Bestimmungen, die 
beim Arbeitgeber gelten, zur Auflage gemacht 
werden. 
 
(5) 1Der Arbeitgeber ist bei begründeter Ver-
anlassung berechtigt, Beschäftigte zu verpflich-
ten, durch ärztliche Bescheinigung nachzuwei-
sen, dass sie zur Leistung der arbeitsvertraglich 
geschuldeten Tätigkeit in der Lage sind. 2Bei 
dem beauftragten Arzt kann es sich um einen 
Amtsarzt handeln, soweit sich die Betriebspar-
teien nicht auf einen anderen Arzt geeinigt ha-
ben. 3Die Kosten dieser Untersuchung trägt der 
Arbeitgeber. 
 
(6) 1Die Beschäftigten haben ein Recht auf 
Einsicht in ihre vollständigen Personalakten. 2Sie 
können das Recht auf Einsicht auch durch ei-
ne/n hierzu schriftlich Bevollmächtigte/n aus-
üben lassen. 3Sie können Auszüge oder Kopien 
aus ihren Personalakten erhalten. 4Die Beschäf-
tigten müssen über Beschwerden und Behaup-
tungen tatsächlicher Art, die für sie ungünstig 
sind oder ihnen nachteilig werden können, vor 
Aufnahme in die Personalakten gehört werden. 
5Ihre Äußerung ist zu den Personalakten zu 
nehmen. 

§ 10  
Schadenshaftung 

§ 3 Abs. 7 TV-L ist mit folgender Maßgabe an-
zuwenden: 

Es finden die für die Kirchenbeamtinnen im Be-
reich der jeweiligen beteiligten Kirche geltenden 
Bestimmungen entsprechende Anwendung.  

 
(7) Für die Schadenshaftung der Beschäftigten 
finden die Bestimmungen, die für die Beamten 
des jeweiligen Landes jeweils gelten, entspre-
chende Anwendung. 
 

 § 4  
Versetzung, Abordnung, Zuweisung,  

Personalgestellung  

(1) 1Beschäftigte können aus dienstlichen oder 
betrieblichen Gründen versetzt oder abgeordnet 
werden. 2Sollen Beschäftigte an eine Dienststel-
le oder einen Betrieb außerhalb des bisherigen 
Arbeitsortes versetzt oder voraussichtlich länger 
als drei Monate abgeordnet werden, so sind sie 
vorher zu hören.  

Protokollerklärungen zu § 4 Absatz 1: 

1. Abordnung ist die vom Arbeitgeber veran-
lasste vorübergehende Beschäftigung bei ei-
ner anderen Dienststelle oder einem anderen 
Betrieb desselben oder eines anderen Arbeit-
gebers unter Fortsetzung des bestehenden 
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Arbeitsverhältnisses.  

2. Versetzung ist die vom Arbeitgeber veran-
lasste, auf Dauer bestimmte Beschäftigung 
bei einer anderen Dienststelle oder einem 
anderen Betrieb desselben Arbeitgebers un-
ter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsver-
hältnisses. 

 
(2) 1Beschäftigten kann im dienstlichen/be-
trieblichen oder öffentlichen Interesse mit ihrer 
Zustimmung vorübergehend eine mindestens 
gleich vergütete Tätigkeit bei einem Dritten zu-
gewiesen werden. 2Die Zustimmung kann nur 
aus wichtigem Grund verweigert werden. 3Die 
Rechtsstellung der Beschäftigten bleibt unbe-
rührt. 4Bezüge aus der Verwendung nach Satz 1 
werden auf das Entgelt angerechnet.  

Protokollerklärung zu § 4 Absatz 2: 

Zuweisung ist – unter Fortsetzung des beste-
henden Arbeitsverhältnisses – die vorüber-
gehende Beschäftigung bei einem Dritten im In-
und Ausland, bei dem der TV-L nicht zur An-
wendung kommt.  
 
(3) 1Werden Aufgaben der Beschäftigten zu 
einem Dritten verlagert, ist auf Verlangen des 
Arbeitgebers bei weiter bestehendem Arbeits-
verhältnis die arbeitsvertraglich geschuldete 
Arbeitsleistung bei dem Dritten zu erbringen 
(Personalgestellung). 2§ 613a BGB sowie ge-
setzliche Kündigungsrechte bleiben unberührt. 

Protokollerklärung zu § 4 Absatz 3: 
1Personalgestellung ist - unter Fortsetzung des 
bestehenden Arbeitsverhältnisses - die auf Dau-
er angelegte Beschäftigung bei einem Dritten 
2Die Modalitäten der Personalgestellung werden 
zwischen dem Arbeitgeber und dem Dritten ver-
traglich geregelt. 
 

 § 5  
Qualifizierung  

(1) 1Ein hohes Qualifikationsniveau und le-
benslanges Lernen liegen im gemeinsamen Inte-
resse von Beschäftigten und Arbeitgebern. 
2Qualifizierung dient der Steigerung von Effekti-
vität und Effizienz des öffentlichen Dienstes, der 
Nachwuchsförderung und der Steigerung von 
beschäftigungsbezogenen Kompetenzen. 3Die 
Tarifvertragsparteien verstehen Qualifizierung 
auch als Teil der Personalentwicklung.  
 
 (2) 1Vor diesem Hintergrund stellt Qualifizie-
rung nach diesem Tarifvertrag ein Angebot dar. 
2Aus ihm kann für die Beschäftigten kein indivi-
dueller Anspruch außer nach Absatz 4 abgeleitet 
werden. 3Es kann durch freiwillige Betriebsver-
einbarung wahrgenommen und näher ausgestal-
tet werden. 4Entsprechendes gilt für Dienstver-
einbarungen im Rahmen der personalvertre-
tungsrechtlichen Möglichkeiten. 5Weitergehende 
Mitbestimmungsrechte werden dadurch nicht 
berührt. 
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(3) 1Qualifizierungsmaßnahmen sind 

a) die Fortentwicklung der fachlichen, methodi-
schen und sozialen Kompetenzen für die ü-
bertragenen Tätigkeiten (Erhaltungsqualifi-
zierung), 

b) der Erwerb zusätzlicher Qualifikationen 
(Fort- und Weiterbildung), 

c) die Qualifizierung zur Arbeitsplatzsicherung 
(Qualifizierung für eine andere Tätigkeit; 
Umschulung) und 

d) die Einarbeitung bei oder nach längerer Ab-
wesenheit (Wiedereinstiegsqualifizierung). 

2Die Teilnahme an einer Qualifizierungsmaß-
nahme wird dokumentiert und den Beschäftig-
ten schriftlich bestätigt. 
 
(4) 1Beschäftigte haben - auch in den Fällen 
des Absatzes 3 Satz 1 Buchstabe d - Anspruch 
auf ein regelmäßiges Gespräch mit der jeweili-
gen Führungskraft. 2In diesem wird festgestellt, 
ob und welcher Qualifizierungsbedarf besteht. 
3Dieses Gespräch kann auch als Gruppenge-
spräch geführt werden. 4Wird nichts anderes 
geregelt, ist das Gespräch jährlich zu führen. 
 
(5) Zeiten von vereinbarten Qualifizierungs-
maßnahmen gelten als Arbeitszeit. 
 
(6) 1Die Kosten einer vom Arbeitgeber veran-
lassten Qualifizierungsmaßnahme - einschließ-
lich Reisekosten - werden grundsätzlich vom 
Arbeitgeber getragen, soweit sie nicht von Drit-
ten übernommen werden. 2Ein möglicher Eigen-
beitrag wird in einer Qualifizierungsvereinba-
rung geregelt. 3Die Betriebsparteien sind gehal-
ten, die Grundsätze einer fairen Kostenvertei-
lung unter Berücksichtigung des betrieblichen 
und individuellen Nutzens zu regeln. 4Ein Eigen-
beitrag der Beschäftigten kann in Geld und/oder 
Zeit erfolgen. 
 
(7) 1Für eine Qualifizierungsmaßnahme nach 
Absatz 3 Satz 1 Buchstabe b oder c kann eine 
Rückzahlungspflicht der Kosten der Qualifizie-
rungsmaßnahme in Verbindung mit der Bindung 
der/des Beschäftigen an den Arbeitgeber ver-
einbart werden. 2Dabei kann die/der Beschäftig-
te verpflichtet werden, dem Arbeitgeber Auf-
wendungen oder Teile davon für eine Qualifizie-
rungsmaßnahme zu ersetzen, wenn das Arbeits-
verhältnis auf Wunsch der/des Beschäftigten 
endet. 3Dies gilt nicht, wenn die/der Beschäftig-
te nicht innerhalb von sechs Monaten entspre-
chend der erworbenen Qualifikation durch die 
Qualifizierungsmaßnahme beschäftigt wird, oder 
wenn die Beschäftigte wegen Schwangerschaft 
oder Niederkunft gekündigt oder einen Auflö-
sungsvertrag geschlossen hat. 4Die Höhe des 
Rückzahlungsbetrages und die Dauer der Bin-
dung an den Arbeitgeber müssen in einem an-
gemessenen Verhältnis stehen. 
 
(8) Gesetzliche Förderungsmöglichkeiten kön-
nen in die Qualifizierungsplanung einbezogen 
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werden. 
 
(9) Für Beschäftigte mit individuellen Arbeits-
zeiten sollen Qualifizierungsmaßnahmen so an-
geboten werden, dass ihnen eine gleichberech-
tigte Teilnahme ermöglicht wird. 
 

 
A b s c h n i t t  II   

Arbeitszeit  

§ 11  
Arbeitszeit 10 

(1) Anstelle des § 6 Abs. 1 Satz 1 TV-L wird 
bestimmt:  

Die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche 
Arbeitszeit ausschließlich der Pausen beträgt 
38,5 Stunden.  
 

§ 6  
Regelmäßige Arbeitszeit 

(1) 1...  2Bei Wechselschichtarbeit werden die 
gesetzlich vorgeschriebenen Pausen in die Ar-
beitszeit eingerechnet. 3Die regelmäßige Ar-
beitszeit kann auf fünf Tage, aus notwendigen 
betrieblichen/dienstlichen Gründen auch auf 
sechs Tage verteilt werden. 
 

 (2) § 6 TV-L ist mit folgender Maßgabe anzu-
wenden:  

1. Die dienstplanmäßige bzw. betriebsübliche 
Arbeitszeit an einem Sonn- oder Feiertag 
ist durch eine entsprechende zusammen-
hängende Freizeit an einem Werktag der 
laufenden oder der folgenden Woche aus-
zugleichen.   

2. 1Mitarbeiterinnen, die nach ihrem Dienst-
auftrag ständig sonntags und an Feiertagen 
am Gottesdienst mitwirken oder nach ihrer 
Dienstanweisung ständig Sonntags- und 
Feiertagsdienst haben, erhalten einen 
dienstfreien Tag während der Woche. 
2Ferner erhalten sie unter Fortzahlung der 
Vergütung jährlich vier dienstfreie Wochen-
enden (Sonnabend und Sonntag), davon in 
der Regel zwei im Kalenderhalbjahr.  

(2) 1Für die Berechnung des Durchschnitts der 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit ist ein 
Zeitraum von bis zu einem Jahr zugrunde zu 
legen. 2Abweichend von Satz 1 kann bei Be-
schäftigten, die ständig Wechselschicht- oder 
Schichtarbeit zu leisten haben, sowie für die 
Durchführung so genannter Sabbatjahrmodelle 
ein längerer Zeitraum zugrunde gelegt werden.  
 
(3) 1Soweit es die betrieblichen/dienstlichen 
Verhältnisse zulassen, wird die/der Beschäftigte 
am 24. Dezember und am 31. Dezember unter 
Fortzahlung des Tabellenentgelts und der sons-
tigen in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbe-
standteile von der Arbeit freigestellt. 2Kann die 
Freistellung nach Satz 1 aus betrieblichen/
dienstlichen Gründen nicht erfolgen, ist entspre-
chender Freizeitausgleich innerhalb von drei 
Monaten zu gewähren. 3Die regelmäßige Ar-
beitszeit vermindert sich für jeden gesetzlichen 
Feiertag, sowie für den 24. Dezember und 
31. Dezember, sofern sie auf einen Werktag 
fallen, um die dienstplanmäßig ausgefallenen 
Stunden.  

Protokollerklärung zu § 6 Absatz 3 Satz 3: 

Die Verminderung der regelmäßigen Arbeitszeit 
betrifft die Beschäftigten, die wegen des Dienst-
plans am Feiertag frei haben und deshalb ohne 
diese Regelung nacharbeiten müssten. 
 
(4) Aus dringenden betrieblichen/dienstlichen 
Gründen kann auf der Grundlage einer Betriebs-
/Dienstvereinbarung im Rahmen des § 7 Absatz 
1, 2 und des § 12 Arbeitszeitgesetz von den 
Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes abgewichen 
werden.  

Protokollerklärung zu § 6 Absatz 4: 
In vollkontinuierlichen Schichtbetrieben kann an 
Sonn- und Feiertagen die tägliche Arbeitszeit 
auf bis zu zwölf Stunden verlängert werden, 

                                    
10)   Vgl. dazu: G 30/1993 - Arbeitszeit an Sonn- und Feiertagen  
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wenn dadurch zusätzliche freie Schichten an 
Sonn- und Feiertagen erreicht werden. 
 
(5) Die Beschäftigten sind im Rahmen begrün-
deter betrieblicher/dienstlicher Notwendigkeiten 
zur Leistung von Sonntags-, Feiertags-, Nacht-, 
Wechselschicht-, Schichtarbeit sowie  
– bei Teilzeitbeschäftigung aufgrund arbeitsver-
traglicher Regelung oder mit ihrer Zustim-
mung – zu Bereitschaftsdienst, Rufbereitschaft, 
Überstunden und Mehrarbeit verpflichtet. 
 
(6) 1Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann 
ein wöchentlicher Arbeitszeitkorridor von bis zu 
45 Stunden eingerichtet werden. 2Die innerhalb 
eines Arbeitszeitkorridors geleisteten zusätzli-
chen Arbeitsstunden werden im Rahmen des 
nach Absatz 2 Satz 1 festgelegten Zeitraums 
ausgeglichen. 
 
(7) 1Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann 
in der Zeit von 6 bis 20 Uhr eine tägliche Rah-
menzeit von bis zu zwölf Stunden eingeführt 
werden. 2Die innerhalb der täglichen Rahmen-
zeit geleisteten zusätzlichen Arbeitsstunden 
werden im Rahmen des nach Absatz 2 Satz 1 
festgelegten Zeitraums ausgeglichen. 
 
(8) Die Absätze 6 und 7 gelten nur alternativ 
und nicht bei Wechselschicht- und Schichtarbeit. 
 
(9) Für einen Betrieb/eine Verwaltung, in 
dem/der ein Personalvertretungsgesetz Anwen-
dung findet, kann eine Regelung nach den Ab-
sätzen 4, 6 und 7 in einem landesbezirklichen 
Tarifvertrag getroffen werden, wenn eine 
Dienstvereinbarung nicht einvernehmlich zu-
stande kommt und der Arbeitgeber ein Letztent-
scheidungsrecht hat. 
 
(10) 1In Verwaltungen und Betrieben, in denen 
auf Grund spezieller Aufgaben (zum Beispiel 
Ausgrabungen, Expeditionen, Schifffahrt) oder 
saisonbedingt erheblich verstärkte Tätigkeiten 
anfallen, kann für diese Tätigkeiten die regel-
mäßige Arbeitszeit auf bis zu 60 Stunden in ei-
nem Zeitraum von bis zu sieben Tagen verlän-
gert werden. 2In diesem Fall muss durch Ver-
kürzung der regelmäßigen wöchentlichen Ar-
beitszeit bis zum Ende des Ausgleichszeitraums 
nach Absatz 2 Satz 1 ein entsprechender Zeit-
ausgleich durchgeführt werden. 3Die Sätze 1 
und 2 gelten nicht für Beschäftigte gemäß §§ 41 
bis 43. 
 

(3) Anstelle des § 6 Abs. 11 TV-L wird be-
stimmt: 

Bei Dienstreisen wird die Zeit der dienstlichen 
Inanspruchnahme am auswärtigen Geschäftsort 
und die Zeit der Hin- und Rückreise zum und 
vom Geschäftsort einschließlich der erforderli-
chen Wartezeiten berücksichtigt, höchstens für 
jeden Tag bis zu elf Stunden. 
 

(11) …  
 

(4) Die Dienstumfänge für Kirchenmusikerin-  
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nen in den Entgeltgruppen 2 bis 6 werden nach 
der folgenden Tabelle berechnet: à Erl. 1  
 
Organistendienst  

1. Hauptgottesdienst .................... 3,25 Std.  

2.  Kindergottesdienst vor oder 
nach einem Hauptgottes-
dienst .................................... 1,25 Std.  

3. Werktagsgottesdienst oder  
-andacht ................................. 2,00 Std. 

4. Wochenschlussgottesdienst 
(von etwa einer Stunde Dau-
er) ......................................... 2,75 Std. 

 
Chorleiterdienst  

5.  Chorprobe mit einem mehr-
stimmigen Chor (mindestens 
90 Minuten) ............................ 3,25 Std. 

6.  Chorleitung in einem Gottes-
dienst .................................... 3,25 Std. 

Anmerkung zu § 11 Absatz 4 Nummer 5:  à Erl. 2 

Dauert die Chorprobe eines Kinder- oder Ju-
gendchores weniger als 90 Minuten, wird der 
Dienstumfang nach Nummer 5 entsprechend 
anteilig berechnet.  

Anmerkung zu § 11 Absatz 4 Nummer 6:  à Erl. 2 

Ist die Chorleiterin im selben Gottesdienst auch 
als Organistin eingesetzt, werden für die Chor-
leitung – neben dem Dienstumfang für den Or-
ganistendienst – lediglich 1,50 Stunden als 
Dienstumfang berücksichtigt.  
 
Vorsängerdienst  

7.  Leitung eines liturgischen 
Chores und des Gemeindege-
sangs im Gottesdienst ein-
schließlich kurzer Ansingprobe 
.............................................. 2,00 Std. 

 
Organistendienst bei Amtshandlungen  

8.  Amtshandlungen mit einer 
Dauer von bis zu 45 Minuten ..... 2,00 Std. 

9.  Amtshandlungen mit einer 
Dauer von mehr als 45 Minu-
ten ........................................ 3,25 Std.  

 
(5) Für die Berechnung der regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit nach Absatz 4 gilt: à Erl. 1, 

3  

Die Gesamtzahl der für die einzelnen Dienstar-
ten im Kalenderjahr regelmäßig anfallenden 
Dienste wird mit der entsprechenden Stunden-
zahl multipliziert. Die ermittelten Ergebnisse für 
die verschiedenen Dienste werden zusammen-
gezählt. Das Gesamtergebnis wird durch die 
Zahl 52 geteilt. Das Ergebnis ist die regelmäßige 
wöchentliche Arbeitszeit.  

Anmerkung zu § 11 Absatz 4 und 5: 
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Begriffsbestimmungen:  

1.  Organistendienst  

Ausführung selbstständiger Orgelmusik, d.h. 
Vorspiele, Intonationen, Orgelchoräle, Nach-
spiele, Begleitung des Gemeindegesanges 
bei Gottesdiensten und Amtshandlungen; 
Begleitung von Chor-, Sologesang oder In-
strumentalmusik; Pflege der Orgel nach den 
geltenden Bestimmungen (einschließlich 
Stimmen von Zungenpfeifen); Betreuung 
des Inventars; Teilnahme an dienstlichen 
Besprechungen und Arbeitsgemeinschaften.  

2.  Chorleiterdienst 

Regelmäßige Probenarbeit mit einem mehr-
stimmigen Chor, Posaunenchor oder einer 
Instrumentalgruppe, Einsatz der Chöre und 
Gruppen bei Gottesdiensten und Gemeinde-
veranstaltungen, ggf. im diakonischen 
Dienst; Kontaktpflege mit den Chormitglie-
dern; Betreuung des Inventars; Teilnahme 
an dienstlichen Besprechungen und Arbeits-
gemeinschaften. 

3.  Vorsängerdienst  

Regelmäßige Probenarbeit mit dem liturgi-
schen Chor, Leitung des liturgischen Chores 
und des Gemeindegesanges im Gottesdienst 
einschließlich Ansingproben vor den Gottes-
diensten; Singarbeit mit Gemeindegruppen; 
Kontaktpflege mit Chormitgliedern; Betreu-
ung des Inventars; Teilnahme an dienstli-
chen Besprechungen und Arbeitsgemein-
schaften.  

Übt der Vorsänger den Dienst regelmäßig 
ohne Mitwirkung eines Organisten aus, so 
gilt dies auch dann als Vorsängerdienst, 
wenn der Vorsänger keinen liturgischen Chor 
leitet. 

Erl. 1: Absätze 4 und 5 angefügt m.W.v. 1.7.2010 
gem. § 1 Nr. 2 der 68. Änderung der Dienst-
VO  

Erl. 2: Anmerkungen zu Absatz 4 Nrn. 4 und 5 ein-
gefügt m.W.v. 28.06.2013 gem. § 1 Nr. 1 
Buchst. a der 76. Änderung der DienstVO  

Erl. 3: Absatz 5 Satz 1 ergänzt m.W.v. 28.06.2013 
gem. § 1 Nr. 1 Buchst. b der 76. Änderung 
der DienstVO  

 
 § 7  

Sonderformen der Arbeit 

(1) 1Wechselschichtarbeit ist die Arbeit nach 
einem Schichtplan, der einen regelmäßigen 
Wechsel der täglichen Arbeitszeit in Wechsel-
schichten vorsieht, bei denen Beschäftigte 
durchschnittlich längstens nach Ablauf eines 
Monats erneut zur Nachtschicht herangezogen 
werden. 2Wechselschichten sind wechselnde 
Arbeitsschichten, in denen ununterbrochen bei 
Tag und Nacht, werktags, sonntags und feier-
tags gearbeitet wird. 3Nachtschichten sind Ar-
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beitsschichten, die mindestens zwei Stunden 
Nachtarbeit umfassen. 
 
(2) Schichtarbeit ist die Arbeit nach einem 
Schichtplan, der einen regelmäßigen Wechsel 
des Beginns der täglichen Arbeitszeit um min-
destens zwei Stunden in Zeitabschnitten von 
längstens einem Monat vorsieht, und die inner-
halb einer Zeitspanne von mindestens 
13 Stunden geleistet wird. 
 
(3) Bereitschaftsdienst leisten Beschäftigte, 
die sich auf Anordnung des Arbeitgebers außer-
halb der regelmäßigen Arbeitszeit an einer vom 
Arbeitgeber bestimmten Stelle aufhalten, um im 
Bedarfsfall die Arbeit aufzunehmen. 
 
(4) 1Rufbereitschaft leisten Beschäftigte, die 
sich auf Anordnung des Arbeitgebers außerhalb 
der regelmäßigen Arbeitszeit an einer dem Ar-
beitgeber anzuzeigenden Stelle aufhalten, um 
auf Abruf die Arbeit aufzunehmen. 2Rufbereit-
schaft wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass 
Beschäftigte vom Arbeitgeber mit einem Mobil-
telefon oder einem vergleichbaren technischen 
Hilfsmittel ausgestattet sind. 
 
(5) Nachtarbeit ist die Arbeit zwischen 21 Uhr 
und 6 Uhr. 
 
(6) Mehrarbeit sind die Arbeitsstunden, die 
Teilzeitbeschäftigte über die vereinbarte regel-
mäßige Arbeitszeit hinaus bis zur regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit von Vollbeschäftigten 
(§ 6 Absatz 1 Satz 1) leisten. 
 
(7) Überstunden sind die auf Anordnung des 
Arbeitgebers geleisteten Arbeitsstunden, die 
über die im Rahmen der regelmäßigen Arbeits-
zeit von Vollbeschäftigten (§ 6 Absatz 1) für die 
Woche dienstplanmäßig beziehungsweise be-
triebsüblich festgesetzten Arbeitsstunden hi-
nausgehen und nicht bis zum Ende der folgen-
den Kalenderwoche ausgeglichen werden. 
 
(8) Abweichend von Absatz 7 sind nur die Ar-
beitsstunden Überstunden, die 

a) im Falle der Festlegung eines Arbeitszeit-
korridors nach § 6 Absatz 6 über 45 Stun-
den oder über die vereinbarte Obergrenze 
hinaus, 

b) im Falle der Einführung einer täglichen 
Rahmenzeit nach § 6 Absatz 7 außerhalb 
der Rahmenzeit, 

c) im Falle von Wechselschicht- oder Schicht-
arbeit über die im Schichtplan festgelegten 
täglichen Arbeitsstunden einschließlich der 
im Schichtplan vorgesehenen Arbeitsstun-
den, die bezogen auf die regelmäßige wö-
chentliche Arbeitszeit im Schichtplanturnus 
nicht ausgeglichen werden, 

angeordnet worden sind. 
 

§ 12  § 8  
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Ausgleich für Sonderformen der Arbeit, 
Überstunden  

§ 8 TV-L ist mit folgender Maßgabe anzuwen-
den: 

1. Anstelle des § 8 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe a 
und Abs. 2 TV-L wird bestimmt:  
1Überstunden sind grundsätzlich durch ent-
sprechende Arbeitsbefreiung auszugleichen; 
die Arbeitsbefreiung ist möglichst bis zum 
Ende des nächsten Kalendermonats, spätes-
tens bis zum Ende des dritten Kalendermo-
nats nach Ableistung der Überstunden zu er-
teilen. 2Dabei beträgt die Arbeitsbefreiung 
für jede geleistete Überstunde eineinviertel 
Stunden. 3Für die Zeit, in der Überstunden 
ausgeglichen werden, werden das Tabellen-
entgelt und die sonstigen, in Monatsbeträ-
gen festgelegten Entgeltbestandteile weiter-
gezahlt. 4Ist in besonderen Ausnahmefällen 
ein Ausgleich durch Arbeitsbefreiung nicht 
möglich, so erhält die Mitarbeiterin je Stun-
de den auf eine Stunde entfallenden Anteil 
des Tabellenentgelts der jeweiligen Entgelt-
gruppe und Stufe, höchstens jedoch nach 
der Stufe 4, zuzüglich des Zeitzuschlags 
nach § 8 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe a TV-L.  
5Auf einem nach § 10 TV-L eingerichteten 
Arbeitszeitkonto werden die Überstunden 
gemäß Satz 2 berücksichtigt.  

 

Ausgleich für Sonderformen der Arbeit 

(1) 1Beschäftigte erhalten neben dem Entgelt 
für die tatsächliche Arbeitsleistung Zeitzuschlä-
ge. 2Die Zeitzuschläge betragen - auch bei Teil-
zeitbeschäftigten - je Stunde 

a) für Überstunden 
- in den Entgeltgrup-

pen 1 bis 9........................ 30 v.H., 
- in den Entgeltgrup-

pen 10 bis 15 .................... 15 v.H.,
 

2. § 8 Abs. 1 Satz 2 Buchst. b bis f TV-L ist nur 
auf Mitarbeiterinnen im ambulanten Pflege-
dienst, auf Mitarbeiterinnen in Heimen und 
auf Mitarbeiterinnen in Dienststellen mit re-
gelmäßigem Schichtbetrieb anzuwenden, die 
Arbeit an Sonn- und Feiertagen leisten und 
für die die Bestimmungen des § 11 Abs. 2 
Nr. 2 nicht angewandt werden können.  

 

b) für Nachtarbeit .............................20 v.H.,

c) für Sonntagsarbeit ........................25 v.H.,

d) bei Feiertagsarbeit 
- ohne Freizeitausgleich ................135 v.H.,
- mit Freizeitausgleich ....................35 v.H.,

e) für Arbeit am 24. Dezember  
und am 31. Dezember jeweils  
ab 6 Uhr .......................................35 v.H., 

f) für Arbeit an Samstagen von 13 
bis 21 Uhr, soweit diese nicht im 
Rahmen von Wechselschicht- o-
der Schichtarbeit anfällt,..................20 v.H.

des auf eine Stunde entfallenden Anteils des 
Tabellenentgelts der Stufe 3 der jeweiligen Ent-
geltgruppe. 3Beim Zusammentreffen von Zeitzu-
schlägen nach Satz 2 Buchstabe c bis f wird nur 
der höchste Zeitzuschlag gezahlt. 4Auf Wunsch 
der Beschäftigten können, soweit ein Arbeits-
zeitkonto (§ 10) eingerichtet ist und die betrieb-
lichen/dienstlichen Verhältnisse es zulassen, die 
nach Satz 2 zu zahlenden Zeitzuschläge ent-
sprechend dem jeweiligen Vomhundertsatz einer 
Stunde in Zeit umgewandelt (faktorisiert) und 
ausgeglichen werden. 5Dies gilt entsprechend 
für Überstunden als solche.  
 
Protokollerklärung zu § 8 Absatz 1: 

Bei Überstunden richtet sich das Entgelt für die 
tatsächliche Arbeitsleistung nach der jeweiligen 
Entgeltgruppe und der individuellen Stufe, 
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höchstens jedoch nach der Stufe 4. 
 
Protokollerklärung zu § 8 Absatz 1 Satz 2 Buch-
stabe d: 
1Der Freizeitausgleich muss im Dienstplan be-
sonders ausgewiesen und bezeichnet werden. 
2Falls kein Freizeitausgleich gewährt wird, wer-
den als Entgelt einschließlich des Zeitzuschlags 
und des auf den Feiertag entfallenden Tabellen-
entgelts höchstens 235 v.H. gezahlt.  
 
(2) ...  
 
(3) 1Für Beschäftigte der Entgeltgruppen 15 
und 15 Ü bei obersten Landesbehörden sind 
Mehrarbeit und Überstunden durch das Tabel-
lenentgelt abgegolten. 2Beschäftigte der Ent-
geltgruppen 13, 13 Ü und 14 bei obersten Lan-
desbehörden erhalten nur dann ein Überstun-
denentgelt, wenn die Leistung der Mehrarbeit 
oder der  Überstunden für sämtliche Beschäftig-
te der Behörde angeordnet ist; im Übrigen ist 
über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus geleis-
tete Arbeit dieser Beschäftigten durch das Ta-
bellenentgelt abgegolten. 3Satz 1 gilt auch für 
Leiterinnen/Leiter von Dienststellen und deren 
ständige Vertreterinnen/-Vertreter, die in die 
Entgeltgruppen 14 und 15 und 15 Ü eingrup-
piert sind. 4DIe Sätze 1 bis 3 gelten nicht für 
Beschäftigte der Freien Hansestadt Bremen, der 
Freien und Hansestadt Hamburg sowie des Lan-
des Berlin.  
 
(4) Für Arbeitsstunden, die keine Überstunden 
sind und die aus betrieblichen/dienstlichen 
Gründen nicht innerhalb des nach § 6 Absatz 2 
Satz 1 oder 2 festgelegten Zeitraums mit Frei-
zeit ausgeglichen werden, erhält die/der Be-
schäftigte je Stunde 100 v.H. des auf eine Stun-
de entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der 
jeweiligen Entgeltgruppe und Stufe. 
 
Protokollerklärung zu § 8 Absatz 4 Satz 1: 

Mit dem Begriff „Arbeitsstunden“ sind nicht die 
Stunden gemeint, die im Rahmen von Gleitzeit-
regelungen im Sinne der Protokollerklärung zu 
Abschnitt II anfallen, es sei denn, sie sind an-
geordnet worden. 
 
(5) 1Für die Rufbereitschaft wird eine tägliche 
Pauschale je Entgeltgruppe gezahlt. 2Für eine 
Rufbereitschaft von mindestens zwölf Stunden 
wird für die Tage Montag bis Freitag das Zweifa-
che, für Samstag, Sonntag sowie für Feiertage 
das Vierfache des tariflichen Stundenentgelts 
nach Maßgabe der Entgelttabelle gezahlt. 
3Maßgebend für die Bemessung der Pauschale 
nach Satz 2 ist der Tag, an dem die Rufbereit-
schaft beginnt. 4Für Rufbereitschaften von weni-
ger als zwölf Stunden werden für jede angefan-
gene Stunde 12,5 v.H. des tariflichen Stunden-
entgelts nach der Entgelttabelle gezahlt. 5Die 
Zeit jeder einzelnen Inanspruchnahme innerhalb 
der Rufbereitschaft mit einem Einsatz außerhalb 
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des Aufenthaltsorts im Sinne des § 7 Absatz 4 
einschließlich der hierfür erforderlichen Wege-
zeiten wird auf eine volle Stunde gerundet und 
mit dem Entgelt für Überstunden sowie etwaiger 
Zeitzuschläge nach Absatz 1 bezahlt. 6Wird die 
Arbeitsleistung innerhalb der Rufbereitschaft am 
Aufenthaltsort im Sinne des § 7 Absatz 4 telefo-
nisch (zum Beispiel in Form einer Auskunft) o-
der mittels technischer Einrichtungen erbracht, 
wird abweichend von Satz 5 die Summe dieser 
Arbeitsleistungen am Ende des Rufbereit-
schaftsdienstes auf die nächsten vollen 30 oder 
60 Minuten gerundet und mit dem Entgelt für 
Überstunden sowie etwaiger Zeitzuschläge nach 
Absatz 1 bezahlt; dauert der Rufbereitschafts-
dienst länger als 24 Stunden (zum Beispiel an 
Wochenenden), erfolgt die Aufrundung nach 
jeweils 24 Stunden. 7Absatz 1 Satz 4 gilt ent-
sprechend, soweit die Buchung auf das Arbeits-
zeitkonto nach § 10 Absatz 3 Satz 2 zulässig ist. 
8Für die Zeit der Rufbereitschaft werden Zeitzu-
schläge nicht gezahlt. 
 
Protokollerklärung zu § 8 Absatz 5: 
Zur Ermittlung der Tage einer Rufbereitschaft, 
für die eine Pauschale gezahlt wird, ist auf den 
Tag des Beginns der Rufbereitschaft abzustellen. 
 
(6) 1Das Entgelt für Bereitschaftsdienst wird 
durch besonderen Tarifvertrag geregelt. 2Bis 
zum Inkrafttreten einer Regelung nach Satz 1 
gelten die in dem jeweiligen Betrieb/der jeweili-
gen Verwaltung/Dienststelle am 31. Oktober 
2006 jeweils geltenden Bestimmungen fort. 
3Das Bereitschaftsdienstentgelt kann, soweit ein 
Arbeitszeitkonto (§ 10) eingerichtet ist und die 
betrieblichen/dienstlichen Verhältnisse es zulas-
sen (Absatz 1 Satz 4), im Einvernehmen mit 
der/dem Beschäftigten im Verhältnis 1:1 in Frei-
zeit (faktorisiert) abgegolten werden. 4Weitere 
Faktorisierungsregelungen können in einer ein-
vernehmlichen Dienst- oder Betriebsvereinba-
rung getroffen werden. 

Protokollerklärung zu § 8 Absatz 6: 

Unabhängig von den Vorgaben des Absatzes 6 
kann der Arbeitgeber einen Freizeitausgleich 
anordnen, wenn dies zur Einhaltung der Vor-
schriften des Arbeitszeitgesetzes erforderlich ist. 
 
(7) 1Beschäftigte, die ständig Wechselschicht-
arbeit leisten, erhalten eine Wechselschichtzula-
ge von 105 Euro monatlich. 2Beschäftigte, die 
nicht ständig Wechselschichtarbeit leisten, er-
halten eine Wechselschichtzulage von 0,63 Euro 
pro Stunde. 
 
(8) 1Beschäftigte, die ständig Schichtarbeit 
leisten, erhalten eine Schichtzulage von 40 Euro 
monatlich. 2Beschäftigte, die nicht ständig 
Schichtarbeit leisten, erhalten eine Schichtzula-
ge von 0,24 Euro pro Stunde. 
 

 § 9  
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Bereitschaftszeiten 

(1) 1Bereitschaftszeiten sind die Zeiten, in de-
nen sich die/der Beschäftigte am Arbeitsplatz 
oder einer anderen vom Arbeitgeber bestimm-
ten Stelle zur Verfügung halten muss, um im 
Bedarfsfall die Arbeit selbständig, gegebenen-
falls auch auf Anordnung, aufzunehmen; in ih-
nen überwiegen die Zeiten ohne Arbeitsleistung. 
2Für Beschäftigte, in deren Tätigkeit regelmäßig 
und in nicht unerheblichem Umfang Bereit-
schaftszeiten fallen, gelten folgende Regelun-
gen:  

a) Bereitschaftszeiten werden zur Hälfte als 
tarifliche Arbeitszeit gewertet (faktorisiert). 

b) Sie werden innerhalb von Beginn und Ende 
der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit nicht 
gesondert ausgewiesen. 

c) Die Summe aus den faktorisierten Bereit-
schaftszeiten und der Vollarbeitszeit darf die 
Arbeitszeit nach § 6 Absatz 1 nicht über-
schreiten. 

d) Die Summe aus Vollarbeits- und Bereit-
schaftszeiten darf durchschnittlich 48 Stun-
den wöchentlich nicht überschreiten.  

3Ferner ist Voraussetzung, dass eine nicht nur 
vorübergehend angelegte Organisationsmaß-
nahme besteht, bei der regelmäßig und in nicht 
unerheblichem Umfang Bereitschaftszeiten an-
fallen. 
 

§ 13  
Bereitschaftszeiten 

§ 9 Abs. 2 TV-L ist mit folgender Maßgabe an-
zuwenden: 

Das Wort „Personalvertretungsgesetzes” wird 
durch das Wort „Mitarbeitervertretungsgeset-
zes” ersetzt.  
 

(2) 1Die Anwendung des Absatzes 1 bedarf im 
Geltungsbereich eines Personalvertretungsge-
setzes einer einvernehmlichen Dienstvereinba-
rung. 2§ 6 Absatz 9 gilt entsprechend. 
 
(3) 1Für Hausmeisterinnen/Hausmeister und 
für Beschäftigte im Rettungsdienst und in Ret-
tungsdienstleitstellen, in deren Tätigkeit regel-
mäßig und in nicht unerheblichem Umfang Be-
reitschaftszeiten fallen, gilt Absatz 1 entspre-
chend; Absatz 2 findet keine Anwendung. 2Für 
Beschäftigte im Rettungsdienst und in Ret-
tungsdienstleitstellen beträgt in diesem Fall die 
zulässige tägliche Höchstarbeitszeit zwölf Stun-
den zuzüglich der gesetzlichen Pausen. 

Protokollerklärung zu § 9 Absatz 1 und 2: 

Diese Regelung gilt nicht für Wechselschicht-
und Schichtarbeit.  
 

§ 14  
Arbeitszeitkonto 

§ 10 Abs. 1 TV-L ist mit folgender Maßgabe an-
zuwenden: 

Satz 2 findet keine Anwendung.  
 

§ 10  
Arbeitzeitkonto 

(1) 1Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann 
ein Arbeitszeitkonto eingerichtet werden. 2...
3Soweit ein Arbeitszeitkorridor (§ 6 Absatz 6) 
oder eine Rahmenzeit (§ 6 Absatz 7) vereinbart 
wird, ist ein Arbeitszeitkonto einzurichten. 
 
(2) 1In der Betriebs-/Dienstvereinbarung wird 
festgelegt, ob das Arbeitszeitkonto im ganzen 
Betrieb/in der ganzen Verwaltung oder Teilen 
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davon eingerichtet wird. 2Alle Beschäftigten der 
Betriebs-/Verwaltungsteile, für die ein Arbeits-
zeitkonto eingerichtet wird, werden von den 
Regelungen des Arbeitszeitkontos erfasst. 
 
(3) 1Auf das Arbeitszeitkonto können Zeiten, 
die bei Anwendung des nach § 6 Absatz 2 fest-
gelegten Zeitraums als Zeitguthaben oder als 
Zeitschuld bestehen bleiben, nicht durch Freizeit 
ausgeglichene Zeiten nach § 8 Absatz 1 Satz 5 
und Absatz 4 sowie in Zeit umgewandelte Zu-
schläge nach § 8 Absatz 1 Satz 4 gebucht wer-
den. 2Weitere Kontingente (zum Beispiel Rufbe-
reitschafts-/Bereitschaftsdienstentgelte) können 
durch Betriebs-/Dienstvereinbarung zur Bu-
chung freigegeben werden. 3Die/Der Beschäftig-
te entscheidet für einen in der Be-triebs-
/Dienstvereinbarung festgelegten Zeitraum, 
welche der in Satz 1 beziehungsweise Satz 2 
genannten Zeiten auf das Arbeitszeitkonto ge-
bucht werden. 
 
(4) Im Falle einer unverzüglich angezeigten 
und durch ärztliches Attest nachgewiesenen 
Arbeitsunfähigkeit während eines Zeitausgleichs 
vom Arbeitszeitkonto (Zeiten nach Absatz 3 
Satz 1 und 2) tritt eine Minderung des Zeitgut-
habens nicht ein. 
 
(5) In der Betriebs-/Dienstvereinbarung sind 
insbesondere folgende Regelungen zu treffen: 

a) Die höchstmögliche Zeitschuld (bis zu 
40 Stunden) und das höchstzulässige Zeit-
guthaben (bis zu einem Vielfachen von 
40 Stunden), die innerhalb eines bestimm-
ten Zeitraums anfallen dürfen;  

b) Fristen für das Abbuchen von Zeitguthaben 
oder für den Abbau von Zeitschulden durch 
die/den Beschäftigten; 

c) die Berechtigung, das Abbuchen von Zeit-
guthaben zu bestimmten Zeiten (zum Bei-
spiel an so genannten Brückentagen) vorzu-
sehen; 

d) die Folgen, wenn der Arbeitgeber einen be-
reits genehmigten Freizeitausgleich kurzfris-
tig widerruft. 

 
(6) 1Der Arbeitgeber kann mit der/dem Be-
schäftigten die Einrichtung eines Langzeitkontos 
vereinbaren. 2In diesem Fall ist der Betriebs-
/Personalrat zu beteiligen und – bei Insolvenz-
fähigkeit des Arbeitgebers – eine Regelung zur 
Insolvenzsicherung zu treffen. 
 

 § 11  
Teilzeitbeschäftigung 

(1) 1Mit Beschäftigten soll auf Antrag eine ge-
ringere als die vertraglich festgelegte Arbeitszeit 
vereinbart werden, wenn sie 

a) mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder 

b) einen nach ärztlichem Gutachten pflegebe-
dürftigen sonstigen Angehörigen 
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tatsächlich betreuen oder pflegen und dringende 
dienstliche beziehungsweise betriebliche Belan-
ge nicht entgegenstehen.  
2Die Teilzeitbeschäftigung nach Satz 1 ist auf 
Antrag auf bis zu fünf Jahre zu befristen. 3Sie 
kann verlängert werden; der Antrag ist spätes-
tens sechs Monate vor Ablauf der vereinbarten 
Teilzeitbeschäftigung zu stellen. 4Bei der Gestal-
tung der Arbeitszeit hat der Arbeitgeber im 
Rahmen der dienstlichen beziehungsweise be-
trieblichen Möglichkeiten der besonderen per-
sönlichen Situation der/des Beschäftigten nach 
Satz 1 Rechnung zu tragen. 
 
(2) Beschäftigte, die in anderen als den in Ab-
satz 1 genannten Fällen eine Teilzeitbeschäfti-
gung vereinbaren wollen, können von ihrem 
Arbeitgeber verlangen, dass er mit ihnen die 
Möglichkeit einer Teilzeitbeschäftigung mit dem 
Ziel erörtert, zu einer entsprechenden Vereinba-
rung zu gelangen. 
 
(3) Ist mit früher Vollbeschäftigten auf ihren 
Wunsch eine nicht befristete Teilzeitbeschäfti-
gung vereinbart worden, sollen sie bei späterer 
Besetzung eines Vollzeitarbeitsplatzes bei glei-
cher Eignung im Rahmen der dienstlichen bezie-
hungsweise betrieblichen Möglichkeiten bevor-
zugt berücksichtigt werden. 

Protokollerklärung zu Abschnitt II: 
1Gleitzeitregelungen sind unter Wahrung der 
jeweils geltenden Mitbestimmungsrechte unab-
hängig von den Vorgaben zu Arbeitszeitkorridor 
und Rahmenzeit (§ 6 Absatz 6 und 7) möglich; 
dies gilt nicht bei Schicht- und Wechselschicht-
arbeit. 2In den Gleitzeitregelungen kann auf 
Vereinbarungen nach § 10 verzichtet werden. 
3Sie dürfen keine Regelungen nach § 6 Absatz 4 
enthalten. 4Bei Inkrafttreten dieses Tarifvertra-
ges bestehende Gleitzeitregelungen bleiben un-
berührt. 
 

 
A b s c h n i t t  III   

Eingruppierung, Entgelt und sonstige Leis-
tungen 

§ 15  
Eingruppierung 

à Erl. 1 
1. Die Eingruppierung der Mitarbeiterinnen 

richtet sich nach der Anlage 2, soweit diese 
kircheneigene Tätigkeitsmerkmale vorsieht. 

 
2. Die Tätigkeitsmerkmale für Logopäden des 

Teils II Abschnitt 10.6 der Anlage A zum TV-
L sind auch auf die Dienstverhältnisse der 
Sprachtherapeuten anzuwenden. 

 
3. Die Protokollerklärung Nr. 5 zu Teil II Ab-

schnitt 20.6 der Anlage A zum TV-L ist mit 
der Maßgabe anzuwenden, dass als schwie-
rige fachliche Tätigkeit auch die fürsorge-
risch-bewahrende Tätigkeit gilt. 

§ 12  
Eingruppierung 

(1) 1Die Eingruppierung der/des Beschäftigten 
richtet sich nach den Tätigkeitsmerkmalen der 
Entgeltordnung (Anlage A). 2Die/Der Beschäftig-
te erhält Entgelt nach der Entgeltgruppe, in der 
sie/er eingruppiert ist. 3Die/Der Beschäftigte ist 
in der Entgeltgruppe eingruppiert, deren Tätig-
keitsmerkmalen die gesamte von ihr/ihm nicht 
nur vorübergehend auszuübende Tätigkeit ent-
spricht. 4Die gesamte auszuübende Tätigkeit 
entspricht den Tätigkeitsmerkmalen einer Ent-
geltgruppe, wenn zeitlich mindestens zur Hälfte 
Arbeitsvorgänge anfallen, die für sich genom-
men die Anforderungen eines Tätigkeitsmerk-
mals oder mehrerer Tätigkeitsmerkmale dieser 



 
 DienstVO i.d.F. der 77. Änderung | TV-L i.d.F. des Änd.TV Nr. 7 
 | (nach den Maßgaben der DienstVO) 

   

 

(Landeskirchenamt Hannover, Referat 73) - 24 - 

 
4. Anstelle der Vorbemerkung Nr. 2 zu Teil II 

Abschnitt 20.2 der Anlage A zum TV-L wird 
bestimmt: à Erl. 2 
1Der Ermittlung der Durchschnittsbelegung 
ist für das jeweilige Kalenderjahr grundsätz-
lich die Zahl der vom 1. Oktober bis 31. De-
zember des vorangegangenen Kalenderjah-
res vergebenen, je Tag gleichzeitig belegba-
ren Plätze zugrunde zu legen. 2Eine Unter-
schreitung der maßgeblichen je Tag gleich-
zeitig belegbaren Plätze von nicht mehr als 5 
v.H. führt nicht zur Herabgruppierung 3Eine 
Unterschreitung auf Grund vom Arbeitgeber 
verantworteter Maßnahmen (z.B. Qualitäts-
verbesserungen) führt ebenfalls nicht zur 
Herabgruppierung. 4Hiervon bleiben organi-
satorische Maßnahmen infolge demografi-
scher Handlungsnotwendigkeiten unberührt. 

Erl. 1: § 15 m.W.v. 1.1.2012 i.d.F. nach § 1 Nr. 3 
der 75. Änderung der DienstVO;  

§ 2 (Inkrafttreten) der 75. Änderung der DienstVO 
vom 8.5.2012: 

(1)  … (Änderung der DienstVO) 

(2) 1§ 1 findet keine Anwendung auf die Dienstver-
hältnisse, die spätestens mit Ablauf des 31. Mai 2012 
geendet haben. 2Satz 1 gilt nicht, soweit Dienstver-
hältnisse, die spätestens mit Ablauf des 31. Mai 2012 
geendet haben, ununterbrochen beim selben Anstel-
lungsträger über den 31. Mai 2012 hinaus fortgesetzt 
worden sind. 3In den Fällen des Satzes 2 sind alle 
ohne Unterbrechung vorhergehenden Dienstverhält-
nisse wie ein zusammenhängendes Dienstverhältnis 
zu behandeln. 

Erl. 2: Nummer 4 angefügt m.W.v. 1.1.2013 gem. 
§ 1 Nr. 2 der 76. Änderung der DienstVO;  
Diese Änderung der DienstVO tritt mit 
Ablauf des 31.12.2014 außer Kraft (§ 3 
der 76. Änderung der DienstVO). 

 

Entgeltgruppe erfüllen. 5Kann die Erfüllung einer 
Anforderung in der Regel erst bei der Betrach-
tung mehrerer Arbeitsvorgänge festgestellt wer-
den (z. B. vielseitige Fachkenntnisse), sind diese 
Arbeitsvorgänge für die Feststellung, ob diese 
Anforderung erfüllt ist, insoweit zusammen zu 
beurteilen. 6Werden in einem Tätigkeitsmerkmal 
mehrere Anforderungen gestellt, gilt das in Satz 
4 bestimmte Maß, ebenfalls bezogen auf die 
gesamte auszuübende Tätigkeit, für jede Anfor-
derung. 7Ist in einem Tätigkeitsmerkmal ein von 
Satz 4 oder 6 abweichendes zeitliches Maß be-
stimmt, gilt dieses. 8Ist in einem Tätigkeits-
merkmal als Anforderung eine Voraussetzung in 
der Person der/des Beschäftigten bestimmt, 
muss auch diese Anforderung erfüllt sein.  

Protokollerklärungen zu § 12 Absatz 1:  

1. 1Arbeitsvorgänge sind Arbeitsleistungen (ein-
schließlich Zusammenhangsarbeiten), die, be-
zogen auf den Aufgabenkreis der/des Beschäf-
tigten, zu einem bei natürlicher Betrachtung 
abgrenzbaren Arbeitsergebnis führen (z.B. un-
terschriftsreife Bearbeitung eines Akten-
vorgangs, eines Widerspruchs oder eines An-
trags, Betreuung bzw. Pflege einer Person o-
der Personengruppe, Fertigung einer Bau-
zeichnung, Erstellung eines EKG, Durchfüh-
rung einer Unterhaltungs- bzw. Instandset-
zungsarbeit). 2Jeder einzelne Arbeitsvorgang 
ist als solcher zu bewerten und darf dabei hin-
sichtlich der Anforderungen zeitlich nicht auf-
gespalten werden.  

2. Eine Anforderung im Sinne der Sätze 4 und 5 
ist auch das in einem Tätigkeitsmerkmal ge-
forderte Herausheben der Tätigkeit aus einer 
niedrigeren Entgeltgruppe.  

 
(2) Die Entgeltgruppe der/des Beschäftigten 
ist im Arbeitsvertrag anzugeben. 
 § 15a  

Besondere Regelungen für die Ein-
gruppierung der Kirchenmusikerinnen 

à Erl. 1 
(1) Mitarbeiterinnen im kirchenmusikalischen 
Dienst, die in ihrem Dienstverhältnis am 1. Juli 
2010 in die Anlage 2 Abschnitt A übergeleitet 
wurden, erhalten ihr Entgelt nach den Maßga-
ben der Absätze 2 bis 5. à Erl. 2 
 
(2) 1Mitarbeiterinnen nach Absatz 1, die einer 
niedrigeren Entgeltgruppe als der bisherigen 
zugeordnet werden, erhalten eine dynamische 
Besitzstandszulage, so lange die Tätigkeit aus-
geübt wird. 2Die Besitzstandszulage bemisst sich 
nach dem Unterschiedsbetrag zwischen dem 
bisherigen und dem neuen Tabellenentgelt. 3Die 
Besitzstandszulage vermindert sich ab dem 1. 
Juli 2010 bei jedem Stufenaufstieg um die Hälfte 
des Unterschiedsbetrages zwischen der bisheri-
gen und der neuen Stufe sowie bei allgemeinen 
Entgeltanpassungen um die Hälfte des Erhö-
hungsbetrages des für die jeweilige Entgelt-

§ 13  
Eingruppierung in besonderen Fällen 

1Ist der/dem Beschäftigten eine andere, höher-
wertige Tätigkeit nicht übertragen worden, hat 
sich aber die ihr/ihm übertragene Tätigkeit (§ 
12 Absatz 1 Satz 3) nicht nur vorübergehend 
derart geändert, dass sie den Tätigkeitsmerk-
malen einer höheren als ihrer/seiner bisherigen 
Entgeltgruppe entspricht (§ 12 Absatz 1 Satz 4 
bis 8), und hat die/der Beschäftigte die höher-
wertige Tätigkeit ununterbrochen sechs Monate 
lang ausgeübt, ist sie/er mit Beginn des darauf-
folgenden Kalendermonats in der höheren Ent-
geltgruppe eingruppiert. 2Für die zurückliegen-
den sechs Kalendermonate gilt § 14 sinngemäß. 
3Ist die Zeit der Ausübung der höherwertigen 
Tätigkeit durch Urlaub, Arbeitsbefreiung, Ar-
beitsunfähigkeit oder Vorbereitung auf eine 
Fachprüfung für die Dauer von insgesamt nicht 
mehr als sechs Wochen unterbrochen worden, 
wird die Unterbrechungszeit in die Frist von 
sechs Monaten eingerechnet. 4Bei einer länge-
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gruppe festgelegten Vomhundertsatzes. 
 
(3) 1Mitarbeiterinnen, die vor dem 1. Januar 
2009 eingruppiert wurden, erhalten mindestens 
ihr bisheriges Tabellenentgelt einschließlich e-
ventueller Zulagen als Besitzstand unverändert 
weiter. 2Die Beträge nehmen an allgemeinen 
Entgeltanpassungen teil. 3Ausstehende Stufen-
aufstiege nach den §§ 16 und 17 TV-L  bleiben 
unberührt.  
 
(4) 1Werden Mitarbeiterinnen ab dem 1. Juli 
2010 in einer höheren als der bisherigen Ent-
geltgruppe eingruppiert, entfallen zum Zeit-
punkt der Höhergruppierung alle als Besitzstand 
gewährten Zulagen. 2Liegt das neue Tabellen-
entgelt unter dem bisherigen Entgelt, so erhal-
ten die Mitarbeiterinnen eine statische persönli-
che Zulage. 3Die persönliche Zulage bemisst 
sich nach der Differenz zwischen dem auf Grund 
der neuen Eingruppierung maßgeblichen neuen 
Tabellenentgelt gemäß § 17 Abs. 4 TV-L zuzüg-
lich etwaiger Zulagen nach Anlage 2 und dem 
bisherigen Tabellenentgelt zuzüglich der bislang 
als Besitzstandszulage gezahlten Zulagen. 4Die 
persönliche Zulage reduziert sich bei allgemei-
nen Entgeltanpassungen jeweils um die Hälfte 
des Erhöhungsbetrages.  

Anmerkung zu § 15a Absatz 4 Satz 1: 

Zulagen im Sinne dieser Arbeitsrechtsregelung 
sind Funktionszulagen, nach den Bestimmungen 
der Anlage 1 Sparte D Abschnitt I bis III der 
DienstVO-1983 und Vergütungsgruppenzulagen 
nach § 9 ARR-Ü-Konf.  

Anmerkung zu § 15a Absatz 4 Satz 2: 

Das neue Tabellenentgelt umfasst auch den 
Garantiebetrag gem. § 17 Abs. 4 Satz 2 TV-L.  
 
(5) Übertarifliche Eingruppierungen blei-
ben von den Regelungen der Absätze 1 
bis 4 unberührt. 

Erl. 1: § 15a eingefügt m.W.v. 1.7.2010 gem. § 1 
Nr. 3 der 68. Änderung der DienstVO  

Erl. 2: Absatz 1 m.W.v. 1.1.2012 i.d.F. gem. § 1 
Nr. 3 der 76. Änderung der DienstVO  

 

ren Unterbrechung oder bei einer Unterbre-
chung aus anderen Gründen beginnt die Frist 
nach der Beendigung der Unterbrechung von 
neuem. 5Wird der/dem Beschäftigten vor Ablauf 
der sechs Monate wieder eine Tätigkeit zuge-
wiesen, die den Tätigkeitsmerkmalen ih-
rer/seiner bisherigen Entgeltgruppe entspricht, 
gilt § 14 sinngemäß. 
 

§ 14  
Vorübergehende Übertragung  
einer höherwertigen Tätigkeit  

(1) Wird Beschäftigten vorübergehend eine 
andere Tätigkeit übertragen, die den Tätig-
keitsmerkmalen einer höheren Entgeltgruppe 
entspricht, und wurde diese Tätigkeit mindes-
tens einen Monat ausgeübt, erhalten sie für die 
Dauer der Ausübung eine persönliche Zulage 
rückwirkend ab dem ersten Tag der Übertra-
gung der Tätigkeit. 
 
(2) 1Durch landesbezirklichen Tarifvertrag 
kann für bestimmte Tätigkeiten festgelegt wer-
den, dass die Voraussetzung für die Zahlung 
einer persönlichen Zulage bereits erfüllt ist, 
wenn die vorübergehend übertragene Tätigkeit 
mindestens drei Arbeitstage angedauert hat. 
2Die Beschäftigten müssen dann ab dem ersten 
Tag der Vertretung in Anspruch genommen 
worden sein. 
 
(3) 1Die persönliche Zulage bemisst sich für 
Beschäftigte in den Entgeltgruppen 9 bis 14 aus 
dem Unterschiedsbetrag zu dem Betrag, der
sich für die/den Beschäftigte/n bei dauerhafter 
Übertragung nach § 17 Absatz 4 Satz 1 und 2 
ergeben hätte. 2Für Beschäftigte, die in eine der 
Entgeltgruppen 1 bis 8 eingruppiert sind, be-
trägt die Zulage 4,5 v.H. des individuellen Ta-
bellenentgelts der/des Beschäftigten; bei vor-
übergehender Übertragung einer höherwertigen 
Tätigkeit über mehr als eine Entgeltgruppe gilt 
Satz 1 entsprechend.  
 

§ 15  
Tabellenentgelt 

(1) 1Die/Der Beschäftigte erhält monatlich ein 
Tabellenentgelt. 2Die Höhe bestimmt sich nach 
der Entgeltgruppe, in die sie/er eingruppiert ist, 
und nach der für sie/ihn geltenden Stufe. 
 
(2) Die Höhe der Tabellenentgelte ist in den 
Anlagen B und C festgelegt.  
 
(3) 1Im Rahmen von landesbezirklichen Rege-
lungen können für an- und ungelernte Tätigkei-
ten in von Outsourcing und/oder Privatisierung 
bedrohten Bereichen in den Entgeltgruppen 1 
bis 4 Abweichungen von der Entgelttabelle bis 
zu einer dort vereinbarten Untergrenze vorge-
nommen werden. 2Die Untergrenze muss im 
Rahmen der Spannbreite des Entgelts der Ent-
geltgruppe 1 liegen. 3Die Umsetzung erfolgt 
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durch Anwendungsvereinbarung.  
 

§ 16  
Stufen der Entgelttabelle,  

Einzelentgelt für Amtshandlungen  
und Vertretungsentgelt für  

Kirchenmusikerinnen 
à Erl. 1 

 
 

(1) § 16 Abs. 2 TV-L ist mit folgender Maßgabe 
anzuwenden: 

1. Das Datum „31. Januar 2010” wird durch das 
Datum „31. März 2012” ersetzt.  

2. Ein Dienstverhältnis zu einem Anstellungs-
träger im Geltungsbereich dieser Dienstver-
tragsordnung (§ 1 Abs. 1 Satz 2) ist ein 
Dienstverhältnis zum selben Arbeitgeber im 
Sinne des § 16 Abs. 2 Satz 2 TV-L. 11  

 

Niederschriftserklärung der Arbeits- und 
Dienstrechtlichen Kommission zu § 16 
Absatz 2 TV-L: à Erl.  5 

In der Arbeits- und Dienstrechtlichen 
Kommission besteht Einigkeit, dass in 
den Fällen, in denen sich bei einem Tä-
tigkeitsmerkmal durch das Inkrafttreten 
der Entgeltordnungen zur DienstVO und 
zum TV-L eine höhere Entgeltgruppen-
zuordnung ergibt, die bisher in diesem 
Tätigkeitsmerkmal verbrachte Zeit der 
Berufstätigkeit, einschlägige Berufser-
fahrung im Sinne des § 16 Absatz 2 TV-
L ist.  

 

§ 16  
Stufen der Entgelttabelle 

(1) 1Die Entgeltgruppen 9 bis 15 umfassen 
fünf Stufen und die Entgeltgruppen 2 bis 8 
sechs Stufen. 2Die Abweichungen von Satz 1 
sind in den jeweiligen Tätigkeitsmerkmalen der 
Entgeltordnung geregelt. 
 
(2) 1Bei der Einstellung werden die Beschäftig-
ten der Stufe 1 zugeordnet, sofern keine ein-
schlägige Berufserfahrung vorliegt. 2Verfügen
Beschäftigte über eine einschlägige Berufserfah-
rung von mindestens einem Jahr aus einem 
vorherigen befristeten oder unbefristeten Ar-
beitsverhältnis zum selben Arbeitgeber, erfolgt 
die Stufenzuordnung unter Anrechnung der Zei-
ten der einschlägigen Berufserfahrung aus die-
sem vorherigen Arbeitsverhältnis. 3Ist die ein-
schlägige Berufserfahrung von mindestens ei-
nem Jahr in einem Arbeitsverhältnis zu einem 
anderen Arbeitgeber erworben worden, erfolgt 
die Einstellung in die Stufe 2, beziehungsweise –
bei Einstellung nach dem 31. Januar 2010 und 
Vorliegen einer einschlägigen Berufserfahrung 
von mindestens drei Jahren – in Stufe 3. 
4Unabhängig davon kann der Arbeitgeber bei 
Neueinstellungen zur Deckung des Personalbe-
darfs Zeiten einer vorherigen beruflichen Tätig-
keit ganz oder teilweise für die Stufenzuordnung 
berücksichtigen, wenn diese Tätigkeit für die 
vorgesehene Tätigkeit förderlich ist. 

Protokollerklärungen zu § 16 Absatz 2: 

1. Einschlägige Berufserfahrung ist eine beruf-
liche Erfahrung in der übertragenen oder ei-
ner auf die Aufgabe bezogen entsprechen-
den Tätigkeit.  

2. Ein Berufspraktikum nach dem Tarifvertrag 
über die vorläufige Weitergeltung der Rege-
lungen für die Praktikantinnen/Praktikanten 
beziehungsweise nach dem Tarifvertrag über 
die Regelung der Arbeitsbedingungen der 
Praktikantinnen/Praktikanten der Länder gilt 
grundsätzlich als Erwerb einschlägiger Be-
rufserfahrung. 

3. Ein vorheriges Arbeitsverhältnis im Sinne 
des Satzes 2 besteht, wenn zwischen dem 
Ende des vorherigen und dem Beginn des 
neuen Arbeitsverhältnisses ein Zeitraum von 
längstens sechs Monaten liegt; bei Wissen-
schaftlerinnen/Wissenschaftlern ab der Ent-
geltgruppe 13 verlängert sich der Zeitraum 
auf längstens zwölf Monate. 

 
(2) Anstelle des § 16 Abs. 2a TV-L wird be-
stimmt: à Erl. 1  

Der Anstellungsträger kann bei der Einstellung 
von Mitarbeiterinnen im unmittelbaren An-

(2a)  …  
 
(3) 1Die Beschäftigten erreichen die jeweils 
nächste Stufe – von Stufe 3 an in Abhängigkeit 

                                    
11)   Vgl. dazu: G 8/2010 - Zuordnung zu den Stufen der Entgelttabelle nach § 16 TV-L bei Neueinstellung  
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schluss an ein Arbeitsverhältnis im kirchlichen 
Dienst (§ 4) oder im öffentlichen Dienst die 
beim vorherigen Arbeitgeber nach den Regelun-
gen der DienstVO, der ARR-Ü-Konf, des TV-L, 
des TVÜ-Länder, eines vergleichbaren Tarifver-
trages oder einer vergleichbaren Arbeitsrechts-
regelung erworbene Stufe bei der Stufenzuord-
nung ganz oder teilweise berücksichtigen; § 16 
Abs. 2 Satz 4 TV-L bleibt unberührt.  
 

von ihrer Leistung gemäß § 17 Absatz 2 – nach 
folgenden Zeiten einer ununterbrochenen Tätig-
keit innerhalb derselben Entgeltgruppe bei ih-
rem Arbeitgeber (Stufenlaufzeit): 

- Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1,  

- Stufe 3 nach zwei Jahren in Stufe 2, 

- Stufe 4 nach drei Jahren in Stufe 3, 

- Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4 und  

- Stufe 6 nach fünf Jahren in Stufe 5 bei den 
Entgeltgruppen 2 bis 8.  

2Die Abweichungen von Satz 1 sind in den je-
weiligen Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltord-
nung geregelt. 
 
(4) 1Die Entgeltgruppe 1 umfasst fünf Stufen. 
2Einstellungen erfolgen zwingend in der Stufe 2 
(Eingangsstufe). 3Die jeweils nächste Stufe wird 
nach vier Jahren in der vorangegangenen Stufe 
erreicht; § 17 Absatz 2 bleibt unberührt. 
 

(3) § 16 Absatz 5 Satz 1 TV-L ist mit der Maß-
gabe anzuwenden, dass ein bis zu drei Stufen 
höheres Entgelt ganz oder teilweise vorweg ge-
währt werden kann. à Erl. 4  12 
 

(5) 1Zur regionalen Differenzierung, zur De-
ckung des Personalbedarfs, zur Bindung von 
qualifizierten Fachkräften oder zum Ausgleich 
höherer Lebenshaltungskosten kann Beschäftig-
ten abweichend von der tarifvertraglichen Ein-
stufung ein bis zu zwei Stufen höheres Entgelt 
ganz oder teilweise vorweg gewährt werden. 
2Beschäftigte mit einem Entgelt der Endstufe 
können bis zu 20 v.H. der Stufe 2 zusätzlich 
erhalten. 3Die Zulage kann befristet werden. 
4Sie ist auch als befristete Zulage widerruflich. 

(4) 1Für die Dienstverhältnisse mit Kirchenmu-
sikerinnen über Amtshandlungen und Vertre-
tungen findet § 16 TV-L keine Anwendung. 2Die 
Kirchenmusikerin erhält ein Einzelentgelt. à Erl. 2  
3Das Einzelentgelt bemisst sich nach à Erl. 6 

1. dem auf eine Stunde entfallenden Anteils 
des Tabellenentgelts  

a) der Entgeltgruppe 13 Stufe 2 für Kir-
chenmusikerinnen mit A-Kirchenmusik-
prüfung, 

b) der Entgeltgruppe 11 Stufe 2 für Kir-
chenmusikerinnen mit B-Kirchenmusik-
prüfung, 

c) der Entgeltgruppe 6 Stufe 3 für Kir-
chenmusikerinnen mit C-Kirchenmusik-
Prüfung,   

d) der Entgeltgruppe 4 Stufe 2 für Kir-
chenmusikerinnen mit D-Kirchenmusik-
Prüfung, 

e) der Entgeltgruppe 2 Stufe 1 für Kir-
chenmusikerinnen ohne Kirchenmusik-
Prüfung  

höchstens jedoch der Entgeltgruppe, die der 
jeweiligen Stellenbewertung entspricht (A-, 
B- oder C-Stelle), und  

 

                                    
12 Vgl. dazu: G 8/2010 – Zuordnung zu den Stufen der Entgelttabelle nach § 16 TV-L bei Neueinstellung 
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2. dem jeweiligen Dienstumfang gemäß § 11 
Absatz 4.  

 
(5) 1Auf Dienstverhältnisse, die auf nicht mehr 
als sechs Wochen befristet sind, findet § 16 TV-
L keine Anwendung. 2Die Mitarbeiterinnen erhal-
ten ein Entgelt nach der Stufe 3 der jeweiligen 
Entgeltgruppe. à Erl. 3 

Erl. 1: Abs. 2 angefügt m.W.v. 29.10.2009 gem. § 1 
Nr. 2 der 66. Änderung der DienstVO 

Erl. 2: Abs. 4 als Absatz 3 angefügt m.W.v. 
30. Dez. 2009 gem. § 1 Nr. 2 der 67. Ände-
rung der DienstVO  

Erl. 3: Abs. 5 als Absatz 4 angefügt m.W.v. 1.8.2010 
gem. § 1 der 69. Änderung der DienstVO 

Erl. 4: neuer Abs. 3 eingefügt m.W.v. 27. Juli 2012 
gem. § 1 Nr. 4 der 75. Änderung der Dienst-
VO 

Erl. 5: Niederschriftserklärung der ADK zu § 16 TV-L 
Erl. 6: Absatz 4 Satz 3 m.W.v. 28.06.2013 i.d.F. 

gem. § 1 Nr. 4 der 76. Änderung der Dienst-
VO  

§ 17  
Allgemeine Regelungen zu den Stufen 

à Erl. 1 

 
 
 
 
(1) § 17 Abs. 2 TV-L findet keine Anwendung.   
 

§ 17  
Allgemeine Regelungen zu den Stufen 

(1) Die Beschäftigten erhalten das Tabellen-
entgelt nach der neuen Stufe vom Beginn des 
Monats an, in dem die nächste Stufe erreicht 
wird. 
 
 (2) ... 
 
(3) 1Den Zeiten einer ununterbrochenen Tätig-
keit im Sinne des § 16 Absatz 3 Satz 1 stehen 
gleich: 

a) Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz, 

b) Zeiten einer Arbeitsunfähigkeit nach § 22 bis 
zu 39 Wochen, 

c) Zeiten eines bezahlten Urlaubs, 

d) Zeiten eines Sonderurlaubs, bei denen der 
Arbeitgeber vor dem Antritt schriftlich ein 
dienstliches beziehungsweise betriebliches 
Interesse anerkannt hat, 

e) Zeiten einer sonstigen Unterbrechung von 
weniger als einem Monat im Kalenderjahr, 

f) Zeiten der vorübergehenden Übertragung 
einer höherwertigen Tätigkeit. 

2Zeiten der Unterbrechung bis zu einer Dauer 
von jeweils drei Jahren, die nicht von Satz 1 
erfasst werden, und Elternzeit sowie Zeiten ei-
ner Unterbrechung bei Beschäftigten, die für 
eine jahreszeitlich begrenzte regelmäßig wie-
derkehrende Tätigkeit in einem Beschäftigungs-
verhältnis stehen (Saisonbeschäftigte), sind 
unschädlich; sie werden aber nicht auf die Stu-
fenlaufzeit angerechnet.  
3Bei einer Unterbrechung von mehr als drei Jah-
ren erfolgt eine Zuordnung zu der Stufe, die der 
vor der Unterbrechung erreichten Stufe voran-
geht, jedoch nicht niedriger als bei einer Neu-
einstellung; die Stufenlaufzeit beginnt mit dem 
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Tag der Arbeitsaufnahme. 4Zeiten, in denen 
Beschäftigte mit einer kürzeren als der regel-
mäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines ent-
sprechenden Vollbeschäftigten beschäftigt wa-
ren, werden voll angerechnet. 
 

 (4) 1Bei Eingruppierung in eine höhere Ent-
geltgruppe werden die Beschäftigten derjenigen 
Stufe zugeordnet, in der sie mindestens ihr bis-
heriges Tabellenentgelt erhalten, mindestens 
jedoch der Stufe 2; bei Eingruppierung über 
mehr als eine Entgeltgruppe wird die Zuordnung 
zu den Stufen so vorgenommen, als ob faktisch 
eine Eingruppierung in jede der einzelnen Ent-
geltgruppen stattgefunden hätte. 2Beträgt der 
Unterschiedsbetrag zwischen dem derzeitigen 
Tabellenentgelt und dem Tabellenentgelt nach 
Satz 1 weniger als 25 Euro in den Entgeltgrup-
pen 1 bis 8 beziehungsweise weniger als 
50 Euro in den Entgeltgruppen 9 bis 15, so er-
hält die/der Beschäftigte während der betref-
fenden Stufenlaufzeit anstelle des Unterschieds-
betrags einen Garantiebetrag von monatlich 
25 Euro (Entgeltgruppen 1 bis 8) beziehungs-
weise 50 Euro (Entgeltgruppen 9 bis 15); steht 
der/dem Beschäftigten neben dem bisherigen 
und/oder neuen Tabellenentgelt eine Entgelt-
gruppenzulage oder eine Besitzstandszulage 
nach § 9 oder § 17 Absatz 5 Satz 2 TVÜ-Länder 
zu, wird für die Anwendung des Halbsatzes 1 die 
Entgeltgruppenzulage bzw. Besitzstandszulage 
dem jeweiligen Tabellenentgelt hinzugerechnet 
und anschließend der Unterschiedsbetrag ermit-
telt. 3Die Stufenlaufzeit in der höheren Entgelt-
gruppe beginnt mit dem Tag der Höhergruppie-
rung. 4Bei einer Eingruppierung in eine niedrige-
re Entgeltgruppe ist die/der Beschäftige der in 
der höheren Entgeltgruppe erreichten Stufe zu-
zuordnen. 5Die/Der Beschäftigte erhält vom 
Beginn des Monats an, in dem die Veränderung 
wirksam wird, das entsprechende Tabellenent-
gelt aus der in Satz 1 oder Satz 4 festgelegten 
Stufe der betreffenden Entgeltgruppe, gegebe-
nenfalls einschließlich des Garantiebetrags. 

Protokollerklärung zu § 17 Absatz 4 Satz 1 
2. Halbsatz: 

Für Lehrkräfte im Sinne von Nr. 4 der Vorbe-
merkungen zu allen Teilen der Entgeltordnung 
als "Erfüller" gilt die Höhergruppierung von der 
Entgeltgruppe 11 in die Entgeltgruppe 13 nicht 
als "Eingruppierung über mehr als eine Entgelt-
gruppe.   

(2) Satz 2 der Protokollerklärung zu § 17 
Abs. 4 Satz 2 TV-L ist mit folgender Maßgabe 
anzuwenden:  

Das Datum „1. März 2009” wird jeweils durch 
das Datum „1. September 2009” ersetzt. 
 

Protokollerklärung zu § 17 Absatz 4 Satz 2: 
1Die Garantiebeträge nehmen an allgemeinen 
Entgeltanpassungen teil. 2Sie betragen  

a) in den Entgeltgruppen 1 bis 8  
-  28,48 Euro ab 1. Januar 2013 
-  29,32 Euro ab 1. Januar 2014  

b) in den Entgeltgruppen 9 bis 15  
-  56,93 Euro ab 1. Januar 2013 
-  58,61 Euro ab 1. Januar 2014. 
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(3) Für Mitarbeiterinnen, die im Teil II Ab-
schnitt 20.2 der Anlage A zum TV-L eingruppiert 
sind, ist § 17 Absatz 4 Satz 1 mit folgender 
Maßgabe anzuwenden: à Erl. 2  
1Die Mitarbeiterin, die allein infolge des Absin-
kens der maßgeblichen Durchschnittsbelegung 
herabgruppiert ist, wird bei der erneuten Ein-
gruppierung in die höhere Entgeltgruppe allein 
infolge des Anstiegs der maßgeblichen Durch-
schnittsbelegung der Stufe zugeordnet, die sie 
in dieser Entgeltgruppe vor der Herabgruppie-
rung erreicht hatte. 2Zeiten, die die Mitarbeiterin 
in dieser Stufe bereits zurückgelegt hatte, wer-
den auf die Stufenlaufzeit (§ 16 Absatz 3 TV-L) 
angerechnet.   

Erl. 1: Absatz 2 angefügt m.W.v. 1. 9.2009 gem. § 1 
Nr. 3 der 67. Änderung der DienstVO 

Erl. 2: Absatz 3 angefügt m.W.v. 1.1.2013 gem. § 1 
Nr. 5 der 76. Änderung der DienstVO;  
Diese Änderung der DienstVO tritt mit 
Ablauf des 31.12.2014 außer Kraft (§ 3 
der 76. Änderung der DienstVO). 

 

 

 § 18  
(aufgehoben) 

 
§ 18  

Inselzulage 
à Erl. 1 

§ 19 TV-L ist mit folgender Maßgabe anzuwen-
den: 

Mitarbeiterinnen, die auf Nordseeinseln tätig 
sind, erhalten eine Inselzulage entsprechend der 
jeweiligen Regelung im Pfarrerbesoldungsrecht. 

Erl. 1: gem. § 1 Nr. 3 der 66. Änderung der Dienst-
VO wurde der bisherige § 18 - Leistungsent-
gelt – m.W.v. 1.9.2009 gestrichen und gem. 
Nr. 4 der bisherige § 19 neuer § 18. 

 

§ 19  
Erschwerniszuschläge 

(1) 1Erschwerniszuschläge werden für Arbeiten 
gezahlt, die außergewöhnliche Erschwernisse 
beinhalten. 2Dies gilt nicht für Erschwernisse, 
die mit dem Berufs- oder Tätigkeitsbild verbun-
den sind, das der Eingruppierung zugrunde 
liegt. 
 
(2) Außergewöhnliche Erschwernisse im Sinne 
des Absatzes 1 ergeben sich grundsätzlich nur
bei Arbeiten 

a) mit besonderer Gefährdung, 

b) mit extremer nicht klimabedingter Hitzeein-
wirkung, 

c) mit besonders starker Schmutz- oder 
Staubbelastung, 

d) mit besonders starker Strahlenexposition 
oder 

e) unter sonstigen vergleichbar erschwerten 
Umständen. 

 
(3) Zuschläge nach Absatz 1 werden nicht 
gewährt, soweit der außergewöhnlichen Er-
schwernis durch geeignete Vorkehrungen, ins-
besondere zum Arbeitsschutz, ausreichend 
Rechnung getragen wird. 
 
(4) 1Die Zuschläge betragen in der Regel 5 bis 
15 v.H. – in besonderen Fällen auch abweichend 
– des auf eine Stunde entfallenden Anteils des 
monatlichen Tabellenentgelts der Stufe 2 der 
Entgeltgruppe 2. 2Teilzeitbeschäftigte erhalten 
Erschwerniszuschläge, die nach Stunden be-
messen werden, in voller Höhe; sofern sie pau-
schaliert gezahlt werden, gilt dagegen § 24 Ab-
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satz 2.  
 
(5) 1Die zuschlagspflichtigen Arbeiten und die 
Höhe der Zuschläge werden tarifvertraglich ver-
einbart. 2Bis zum Inkrafttreten eines entspre-
chenden Tarifvertrages gelten die bisherigen 
tarifvertraglichen Regelungen fort. 
 

 § 20  
Jahressonderzahlung 

(1) Beschäftigte, die am 1. Dezember im Ar-
beitsverhältnis stehen, haben Anspruch auf eine 
Jahressonderzahlung. 

§ 19  
Jahressonderzahlung 

à Erl. 1 

§ 20 Abs. 2 TV-L ist mit folgender Maßgabe an-
zuwenden: 

Die Jahressonderzahlung beträgt bei Mitarbeite-
rinnen in den Entgeltgruppen 

E 1 bis E 8 83 v.H. 

E 9 bis E 11 68 v.H. 

E 12 bis E 13 38 v.H. 

E 14 bis E 15  23 v.H. 

Erl. 1: a) gem. § 1 Nr. 4 der 66. Änderung der 
DienstVO wurde der bisherige § 19 (Insel-
zulage)  m.W.v. 1.9.2009 neuer § 18  

b)  gem. § 1 Nr. 5 der 66. Änderung der 
DienstVO wird m.W.v. 1. Jan. 2011  der 
neue § 19 – Jahressonderzahlung - einge-
fügt  

 

 
 
 
(2) 1Die Jahressonderzahlung beträgt bei Be-
schäftigten in den Entgeltgruppen 

E 1 bis E 8 95 v.H. 

E 9 bis E 11 80 v.H. 

E 12 bis E 13 50 v.H. 

E 14 bis E 15  35 v.H. 

der Bemessungsgrundlage nach Absatz 3. 2Für 
die Anwendung des Satzes 1 werden Beschäftig-
te der Entgeltgruppe 13 Ü bei einem Bezug des 
Tabellenentgelts aus den Stufen 2 und 3 der 
Entgeltgruppe 13, im Übrigen der Entgeltgruppe 
14 zugeordnet.  
 
(3) 1Bemessungsgrundlage im Sinne des Ab-
satzes 2 Satz 1 ist das monatliche Entgelt, das 
den Beschäftigten in den Kalendermonaten Juli, 
August und September durchschnittlich gezahlt 
wird; unberücksichtigt bleiben hierbei das zu-
sätzlich für Überstunden und Mehrarbeit gezahl-
te Entgelt (mit Ausnahme der im Dienstplan 
vorgesehenen Mehrarbeits- oder Überstunden), 
Leistungszulagen, Leistungs- und Erfolgsprä-
mien. 2Der Bemessungssatz bestimmt sich nach 
der Entgeltgruppe am 1. September. 3Bei Be-
schäftigten, deren Arbeitsverhältnis nach dem 
31. August begonnen hat, tritt an die Stelle des 
Bemessungszeitraums der erste volle Kalender-
monat des Arbeitsverhältnisses; anstelle des 
Bemessungssatzes der Entgeltgruppe am 
1. September tritt die Entgeltgruppe des Einstel-
lungstages. 4In den Fällen, in denen im Kalen-
derjahr der Geburt des Kindes während des 
Bemessungszeitraums eine elterngeldunschädli-
che Teilzeitbeschäftigung ausgeübt wird, be-
misst sich die Jahressonderzahlung nach dem
Beschäftigungsumfang am Tag vor dem Beginn 
der Elternzeit. 

Protokollerklärung zu § 20 Absatz 3: 
1Bei der Berechnung des durchschnittlich ge-
zahlten monatlichen Entgelts werden die gezahl-
ten Entgelte der drei Monate addiert und durch 
drei geteilt; dies gilt auch bei einer Änderung 
des Beschäftigungsumfangs. 2Ist im Bemes-
sungszeitraum nicht für alle Kalendertage Ent-
gelt gezahlt worden, werden die gezahlten Ent-
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gelte der drei Monate addiert, durch die Zahl der 
Kalendertage mit Entgelt geteilt und sodann mit 
30,67 multipliziert. 3Zeiträume, für die Kran-
kengeldzuschuss gezahlt worden ist, bleiben 
hierbei unberücksichtigt. 4Besteht während des 
Bemessungszeitraums an weniger als 
30 Kalendertagen Anspruch auf Entgelt, ist der 
letzte Kalendermonat, in dem für alle Kalender-
tage Anspruch auf Entgelt bestand, maßgeblich. 
 
(4) 1Der Anspruch nach den Absätzen 1 bis 3 
vermindert sich um ein Zwölftel für jeden Ka-
lendermonat, in dem Beschäftigte keinen An-
spruch auf Entgelt oder Fortzahlung des Entgelts 
nach § 21 haben. 2Die Verminderung unterbleibt 
für Kalendermonate, für die Beschäftigte kein 
Tabellenentgelt erhalten haben wegen 

a) Ableistung von Grundwehrdienst oder Zivil-
dienst, wenn sie diesen vor dem 1. De-
zember beendet und die Beschäftigung un-
verzüglich wieder aufgenommen haben,  

b) Beschäftigungsverboten nach § 3 Absatz 2 
und § 6 Absatz 1 Mutterschutzgesetz,  

c) Inanspruchnahme der Elternzeit nach dem 
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz bis 
zum Ende des Kalenderjahres, in dem das 
Kind geboren ist, wenn am Tag vor Antritt 
der Elternzeit Anspruch auf Entgelt oder auf 
Zuschuss zum Mutterschaftsgeld bestanden 
hat. 

3Die Verminderung unterbleibt ferner für Kalen-
dermonate, in denen Beschäftigten Kranken-
geldzuschuss gezahlt wurde oder nur wegen der 
Höhe des zustehenden Krankengelds oder einer 
entsprechenden gesetzlichen Leistung ein Kran-
kengeldzuschuss nicht gezahlt worden ist.  
 
(5) 1Die Jahressonderzahlung wird mit dem 
Tabellenentgelt für November ausgezahlt. 2Ein 
Teilbetrag der Jahressonderzahlung kann zu 
einem früheren Zeitpunkt ausgezahlt werden. 
 
(6) 1Beschäftigte, die bis zum 20. Mai 2006 
Altersteilzeitarbeit vereinbart haben, erhalten 
die Jahressonderzahlung auch dann, wenn das 
Arbeitsverhältnis wegen Rentenbezugs vor dem 
1. Dezember endet. 2In diesem Falle treten an 
die Stelle des Bemessungszeitraums gemäß 
Absatz 3 die letzten drei Kalendermonate vor 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses. 
 

 § 21  
Bemessungsgrundlage für die Entgeltfort-

zahlung 

1In den Fällen der Entgeltfortzahlung nach § 22 
Absatz 1, § 26 und § 27 werden das Tabellen-
entgelt sowie die sonstigen in Monatsbeträgen 
festgelegten Entgeltbestandteile weitergezahlt. 
2Nicht in Monatsbeträgen festgelegte Entgeltbe-
standteile werden als Durchschnitt auf Basis der 
letzten drei vollen Kalendermonate, die dem 
maßgebenden Ereignis für die Entgeltfortzah-
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lung vorhergehen (Berechnungszeitraum), ge-
zahlt. 3Ausgenommen hiervon sind das zusätz-
lich gezahlte Entgelt für Überstunden und Mehr-
arbeit (mit Ausnahme der im Dienstplan vorge-
sehenen Mehrarbeits- oder Überstunden sowie 
etwaiger Überstundenpauschalen), Leistungs-
entgelte, Jahressonderzahlungen sowie beson-
dere Zahlungen nach § 23. 

Protokollerklärungen zu § 21 Satz 2 und 3: 

1. 1Volle Kalendermonate im Sinne der Durch-
schnittsberechnung nach Satz 2 sind Kalen-
dermonate, in denen an allen Kalendertagen 
das Arbeitsverhältnis bestanden hat. 2Hat 
das Arbeitsverhältnis weniger als drei Kalen-
dermonate bestanden, sind die vollen Ka-
lendermonate, in denen das Arbeitsverhält-
nis bestanden hat, zugrunde zu legen. 3Bei 
Änderungen der individuellen Arbeitszeit 
werden die nach der Arbeitszeitänderung 
liegenden vollen Kalendermonate zu Grunde 
gelegt.  

2. 1Der Tagesdurchschnitt nach Satz 2 beträgt 
1/65 aus der Summe der zu berücksichti-
genden Entgeltbestandteile, die für den Be-
rechnungszeitraum zugestanden haben, 
wenn die regelmäßige wöchentliche Arbeits-
zeit durchschnittlich auf fünf Tage verteilt 
ist. 2Maßgebend ist die Verteilung der Ar-
beitszeit zu Beginn des Berechnungszeit-
raums. 3Bei einer abweichenden Verteilung 
der Arbeitszeit ist der Tagesdurchschnitt 
entsprechend Satz 1 und 2 zu ermitteln. 
4Sofern während des Berechnungszeitraums 
bereits Fortzahlungstatbestände vorlagen, 
bleiben bei der Ermittlung des Durchschnitts 
nach Satz 2 die für diese Ausfalltage auf Ba-
sis des Tagesdurchschnitts zustehenden Be-
träge sowie die Ausfalltage selbst unberück-
sichtigt.  

3. 1Liegt zwischen der Begründung des Ar-
beitsverhältnisses oder der Änderung der in-
dividuellen Arbeitszeit und dem maßgebli-
chen Ereignis für die Entgeltfortzahlung kein 
voller Kalendermonat, ist der Tagesdurch-
schnitt anhand der konkreten individuellen 
Daten zu ermitteln. 2Dazu ist die Summe der 
zu berücksichtigenden Entgeltbestandteile, 
die für diesen Zeitraum zu gestanden haben, 
durch die Zahl der tatsächlich in diesem 
Zeitraum erbrachten Arbeitstage zu teilen.  

4. Tritt die Fortzahlung des Entgelts nach einer 
allgemeinen Entgeltanpassung ein, sind die 
berücksichtigungsfähigen Entgeltbestandtei-
le, die vor der Entgeltanpassung zustanden, 
um 90 v.H. des Vomhundertsatzes für die 
allgemeine Entgeltanpassung zu erhöhen. 

 
 § 22  

Entgelt im Krankheitsfall 

(1) 1Werden Beschäftigte durch Arbeitsunfä-
higkeit infolge Krankheit an der Arbeitsleistung 
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verhindert, ohne dass sie ein Verschulden trifft, 
erhalten sie bis zur Dauer von sechs Wochen 
das Entgelt nach § 21. 2Bei erneuter Arbeitsun-
fähigkeit infolge derselben Krankheit sowie bei 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses gelten die 
gesetzlichen Bestimmungen. 3Als unverschulde-
te Arbeitsunfähigkeit im Sinne der Sätze 1 und 2 
gilt auch die Arbeitsverhinderung im Sinne von 
§ 3 Absatz 2, § 3a und § 9 Entgeltfortzahlungs-
gesetz.  

Protokollerklärung zu § 22 Absatz 1 Satz 1: 

Ein Verschulden liegt nur dann vor, wenn die 
Arbeitsunfähigkeit vorsätzlich oder grob fahrläs-
sig herbeigeführt wurde. 
 
(2) 1Nach Ablauf des Zeitraums gemäß Absatz 
1 erhalten die Beschäftigten für die Zeit, für die 
ihnen Krankengeld oder entsprechende gesetzli-
che Leistungen gezahlt werden, einen Kranken-
geldzuschuss in Höhe des Unterschiedsbetrags 
zwischen den tatsächlichen Barleistungen des 
Sozialleistungsträgers und dem Nettoentgelt. 
2Nettoentgelt ist das um die gesetzlichen Abzü-
ge verminderte Entgelt im Sinne des § 21; bei 
freiwillig in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung versicherten Beschäftigten ist dabei deren 
Gesamtkranken- und Pflegeversicherungsbeitrag 
abzüglich Arbeitgeberzuschuss zu berücksichti-
gen. 3Bei Beschäftigten, die in der gesetzlichen 
Krankenversicherung versicherungsfrei oder die 
von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen 
Krankenversicherung befreit sind, sind bei der 
Berechnung des Krankengeldzuschusses dieje-
nigen Leistungen zu Grunde zu legen, die ihnen 
als Pflichtversicherte in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung zustünden.  

Protokollerklärung zu § 22 Absatz 2: 

Im Falle der Arbeitsverhinderung nach § 3a Ent-
geltfortzahlungsgesetz stehen den tatsächlichen 
Barleistungen des Sozialversicherungsträgers 
das Krankengeld nach § 44a SGB V oder die 
tatsächlichen Leistungen des privaten Kranken-
versicherungsträgers oder des Beihilfeträgers 
gleich.  
 
(3) 1Der Krankengeldzuschuss wird bei einer 
Beschäftigungszeit (§ 34 Absatz 3) 

a) von mehr als einem Jahr längstens bis zum 
Ende der 13. Woche und  

b) von mehr als drei Jahren längstens bis zum 
Ende der 39. Woche  

seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit infolge 
derselben Krankheit gezahlt. 2Maßgeblich für die 
Berechnung der Fristen nach Satz 1 ist die Be-
schäftigungszeit, die im Laufe der krankheitsbe-
dingten Arbeitsunfähigkeit vollendet wird.
3Innerhalb eines Kalenderjahres kann das Ent-
gelt im Krankheitsfall nach Absatz 1 und 2 ins-
gesamt längstens bis zum Ende der in Absatz 3 
Satz 1 genannten Fristen bezogen werden; bei 
jeder neuen Arbeitsunfähigkeit besteht jedoch 
mindestens der sich aus Absatz 1 ergebende 
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Anspruch. 
 
(4) 1Entgelt im Krankheitsfall wird nicht über 
das Ende des Arbeitsverhältnisses hinaus ge-
zahlt; § 8 Entgeltfortzahlungsgesetz bleibt un-
berührt. Krankengeldzuschuss wird zudem nicht 
über den Zeitpunkt hinaus gezahlt, von dem an 
Beschäftigte eine Rente oder eine vergleichbare 
Leistung auf Grund eigener Versicherung aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung, aus einer 
zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversor-
gung oder aus einer sonstigen Versorgungsein-
richtung erhalten, die nicht allein aus Mitteln der 
Beschäftigten finanziert ist. 3Überzahlter Kran-
kengeldzuschuss und sonstige Überzahlungen 
gelten als Vorschuss auf die in demselben Zeit-
raum zustehenden Leistungen nach Satz 2; die 
Ansprüche der Beschäftigten gehen insoweit auf 
den Arbeitgeber über. 4Der Arbeitgeber kann 
von der Rückforderung des Teils des überzahl-
ten Betrags, der nicht durch die für den Zeit-
raum der Überzahlung zustehenden Bezüge im 
Sinne des Satzes 2 ausgeglichen worden ist, 
absehen, es sei denn, die/der Beschäftigte hat 
dem Arbeitgeber die Zustellung des Rentenbe-
scheids schuldhaft verspätet mitgeteilt. 
 

 § 23  
Besondere Zahlungen 

(1) 1Einen Anspruch auf vermögenswirksame 
Leistungen nach Maßgabe des Vermögensbil-
dungsgesetzes in seiner jeweiligen Fassung ha-
ben Beschäftigte, deren Arbeitsverhältnis vor-
aussichtlich mindestens sechs Monate dauert. 
2Für Vollbeschäftigte beträgt die vermögens-
wirksame Leistung für jeden vollen Kalender-
monat 6,65 Euro. 3Der Anspruch entsteht frü-
hestens für den Kalendermonat, in dem die/der 
Beschäftigte dem Arbeitgeber die erforderlichen 
Angaben schriftlich mitteilt, und für die beiden 
vorangegangenen Monate desselben Kalender-
jahres; die Fälligkeit tritt nicht vor acht Wochen 
nach Zugang der Mitteilung beim Arbeitgeber 
ein. 4Die vermögenswirksame Leistung wird nur 
für Kalendermonate gewährt, für die den Be-
schäftigten Tabellenentgelt, Entgeltfortzahlung 
oder Krankengeldzuschuss zusteht. 5Für Zeiten, 
für die Krankengeldzuschuss zusteht, ist die 
vermögenswirksame Leistung Teil des Kranken-
geldzuschusses. 6Die vermögenswirksame Leis-
tung ist kein zusatzversorgungspflichtiges Ent-
gelt. 

§ 20  
Besondere Zahlungen 

(1) Anstelle des § 23 Abs. 2 TV-L wird be-
stimmt:  

a) 1Die Mitarbeiterin erhält bei Vollendung 
einer Beschäftigungszeit von 10 Jahren eine 
Treueleistung in Form eines zusätzlichen 
Erholungsurlaubs in Höhe von 2 Arbeits-
tagen. 2Bei der Vollendung einer Beschäfti-
gungszeit von jeweils weiteren 10 Jahren 

 
 

(2) ... 
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erhöht sich der zusätzliche Erholungsurlaub 
nach Satz 1 um jeweils 2 Arbeitstage. 3Die 
Vorschriften über den Erholungsurlaub (§ 
22 DienstVO in Verbindung mit § 26 TV-L) 
finden entsprechende Anwendung. 4Der zu-
sätzliche Erholungsurlaub nach den Sätzen 
1 bis 3 beträgt mindestens einen Ar-
beitstag. à Erl. 3 

b) 1Beschäftigungszeit im Sinne des Absatzes 
1 sind die in einem Dienstverhältnis bei ei-
nem Anstellungsträger im Geltungsbereich 
dieser Dienstvertragsordnung (§ 1 Abs. 1 
Satz 2) zurückgelegten Zeiten, auch wenn 
sie unterbrochen sind. 2Unberücksichtigt 
bleibt die Zeit eines Sonderurlaubs gemäß 
§ 28 TV-L, es sei denn, der Anstellungsträ-
ger hat vor Antritt des Sonderurlaubs 
schriftlich ein dienstliches oder betriebliches 
Interesse anerkannt.  

 
(2) Der zusätzliche Erholungsurlaub nach Ab-
satz 1 bleibt bei der Berechnung des Gesamtur-
laubs im Sinne des § 27 Absatz 4 TV-L unbe-
rücksichtigt. à Erl. 1 
 
(3) § 23 Abs. 3 Satz 1 TV-L ist mit folgender 
Maßgabe anzuwenden: à Erl. 2 

Der zweite Halbsatz findet keine Anwendung.  

Erl. 1: Abs. 2 eingefügt m.W.v. 1.1.2009 durch § 1 
Nr. 1 der 65. Änderung der DienstVO 

Erl. 2: bisheriger Abs. 2 wird m.W.v. 1.1.2009 Abs. 
3 gem. § 1 Nr. 2 der 65. Änderung der 
DienstVO 

Erl. 3: Abs. 1 Buchst. a m.W.v.  …2011 gem. § 1 der 
73. Änderung der DienstVO 

 

(3) 1Beim Tod von Beschäftigten, deren Ar-
beitsverhältnis nicht geruht hat, wird der Ehe-
gattin/dem Ehegatten oder den Kindern ein 
Sterbegeld gewährt; der Ehegattin/dem Ehegat-
ten steht die Lebenspartnerin/der Lebenspartner 
im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes 
gleich. 2Als Sterbegeld wird für die restlichen 
Tage des Sterbemonats und – in einer Summe –
für zwei weitere Monate das Tabellenentgelt 
der/des Verstorbenen gezahlt. 3Die Zahlung des 
Sterbegeldes an einen der Berechtigten bringt 
den Anspruch der Übrigen gegenüber dem Ar-
beitgeber zum Erlöschen; die Zahlung auf das 
Gehaltskonto hat befreiende Wirkung. 
 
(4) Für die Erstattung von Reise- und Um-
zugskosten sowie Trennungsgeld finden die Be-
stimmungen, die für die Beamtinnen und Beam-
ten des Arbeitgebers jeweils gelten, entspre-
chende Anwendung.  
 

 § 24  
Berechnung und Auszahlung des Entgelts 

(1) 1Bemessungszeitraum für das Tabellenent-
gelt und die sonstigen Entgeltbestandteile ist 
der Kalendermonat, soweit tarifvertraglich nicht 
ausdrücklich etwas Abweichendes geregelt ist. 
2Die Zahlung erfolgt am letzten Tag des Monats 
(Zahltag) für den laufenden Kalendermonat auf 
ein von der/dem Beschäftigten benanntes Konto 
innerhalb eines Mitgliedstaats der Europäischen 
Union. 3Fällt der Zahltag auf einen Samstag 
oder auf einen Wochenfeiertag, gilt der vorher-
gehende Werktag, fällt er auf einen Sonntag, 
gilt der zweite vorhergehende Werktag als Zahl-
tag. 4Entgeltbestandteile, die nicht in Monatsbe-
trägen festgelegt sind, sowie der Tagesdurch-
schnitt nach § 21 sind am Zahltag des zweiten 
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Kalendermonats, der auf ihre Entstehung folgt, 
fällig.  

Protokollerklärungen zu § 24 Absatz 1: 

1. Teilen Beschäftigte ihrem Arbeitgeber die für 
eine kostenfreie beziehungsweise kosten-
günstigere Überweisung in einen anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union erfor-
derlichen Angaben nicht rechtzeitig mit, so 
tragen sie die dadurch entstehenden zusätz-
lichen Überweisungskosten.  

2. Soweit Arbeitgeber die Bezüge am 15. eines 
jeden Monats für den laufenden Monat zah-
len, können sie jeweils im Dezember eines 
Kalenderjahres den Zahltag vom 15. auf den 
letzten Tag des Monats gemäß Absatz 1 Satz 
1 verschieben. 

 
(2) Soweit tarifvertraglich nicht ausdrücklich 
etwas anderes geregelt ist, erhalten Teilzeitbe-
schäftigte das Tabellenentgelt (§ 15) und alle 
sonstigen Entgeltbestandteile in dem Umfang, 
der dem Anteil ihrer individuell vereinbarten 
durchschnittlichen Arbeitszeit an der regelmäßi-
gen Arbeitszeit vergleichbarer Vollzeitbeschäf-
tigter entspricht. 
 
(3) 1Besteht der Anspruch auf das Tabellen-
entgelt oder die sonstigen Entgeltbestandteile 
nicht für alle Tage eines Kalendermonats, wird 
nur der Teil gezahlt, der auf den Anspruchszeit-
raum entfällt. 2Besteht nur für einen Teil eines 
Kalendertags Anspruch auf Entgelt, wird für jede 
geleistete dienstplanmäßige oder betriebsübli-
che Arbeitsstunde der auf eine Stunde entfal-
lende Anteil des Tabellenentgelts sowie der 
sonstigen in Monatsbeträgen festgelegten Ent-
geltbestandteile gezahlt. 3Zur Ermittlung des auf 
eine Stunde entfallenden Anteils sind die in Mo-
natsbeträgen festgelegten Entgeltbestandteile 
durch das 4,348-fache der regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit (§ 6 Absatz 1 und ent-
sprechende Sonderregelungen) zu teilen.  
 
(4) 1Ergibt sich bei der Berechnung von Beträ-
gen ein Bruchteil eines Cents von mindestens 
0,5, ist er aufzurunden; ein Bruchteil von weni-
ger als 0,5 ist abzurunden. 2Zwischen-
rechnungen werden jeweils auf zwei Dezimal-
stellen gerundet. 3Jeder Entgeltbestandteil ist 
einzeln zu runden. 
 
(5) Entfallen die Voraussetzungen für eine Zu-
lage im Laufe eines Kalendermonats, gilt Ab-
satz 3 entsprechend. 
 
(6) Einzelvertraglich können neben dem Tabel-
lenentgelt zustehende Entgeltbestandteile (zum 
Beispiel Zeitzuschläge, Erschwerniszuschläge, 
Überstundenentgelte) pauschaliert werden.  
 

§ 21  
Zusätzliche Alters- und Hinterbliebenen-

§ 25  
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versorgung 

Anstelle des § 25 TV-L wird bestimmt: 

Die zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenver-
sorgung der Mitarbeiterinnen richtet sich nach 
dem Recht der beteiligten Kirchen. 13 14 15 16 17 

18 19 20  

Betriebliche Altersversorgung 

… 

 
A b s c h n i t t  IV   

Urlaub und Arbeitsbefreiung 

 § 26  
Erholungsurlaub 

(1) 1Beschäftigte haben in jedem Kalenderjahr 
Anspruch auf Erholungsurlaub unter Fortzahlung 
des Entgelts (§ 21). 2Bei Verteilung der wö-
chentlichen Arbeitszeit auf fünf Tage in der Ka-
lenderwoche beträgt der Urlaubsanspruch in 
jedem Kalenderjahr 30 Arbeitstage. 3Arbeitstage 
sind alle Kalendertage, an denen die Beschäftig-
ten dienstplanmäßig oder betriebsüblich zu ar-
beiten haben oder zu arbeiten hätten, mit Aus-
nahme der auf Arbeitstage fallenden gesetzli-
chen Feiertage, für die kein Freizeitausgleich 
gewährt wird. 4Bei einer anderen Verteilung der 
wöchentlichen Arbeitszeit als auf fünf Tage in 
der Woche erhöht oder vermindert sich der Ur-
laubsanspruch entsprechend. 5Verbleibt bei der 
Berechnung des Urlaubs ein Bruchteil, der min-
destens einen halben Urlaubstag ergibt, wird er 
auf einen vollen Urlaubstag aufgerundet; Bruch-
teile von weniger als einem halben Urlaubstag 
bleiben unberücksichtigt. 6Der Erholungsurlaub 
muss im laufenden Kalenderjahr gewährt wer-
den; er kann auch in Teilen genommen werden.  

Protokollerklärung zu § 26 Absatz 1 Satz 6: 

Der Urlaub soll grundsätzlich zusammenhän-
gend gewährt werden; dabei soll ein Urlaubsteil 
von zwei Wochen Dauer angestrebt werden. 

§ 22  
Erholungsurlaub 

§ 26 und 27 TV-L sind mit folgender Maßgabe 
anzuwenden: 

Anstelle des § 26 Abs. 2 Buchstabe a TV-L wird 
bestimmt: 

 
(2) Im Übrigen gilt das Bundesurlaubsgesetz 
mit folgenden Maßgaben: 

a) … 
 

b) Beginnt oder endet das Arbeitsverhältnis im 
Laufe eines Jahres, steht als Erholungsur-

                                    
12)   Vgl. dazu: G 26/1970 – Durchführung der Zusatzversorgung  
13)   Vgl. dazu: G 30/1971 – Durchführung der Zusatzversorgung  
14)   Vgl. dazu: G 26/1975 – Durchführung der Zusatzversorgung (Pauschalierung der Lohnsteuer)  
15)   Vgl. dazu: G 4/1990 – Durchführung der Zusatzversorgung (Pauschalierung der Lohnsteuer)  
16)   Vgl. dazu: G 8/1996 – Zusatzversorgung für teilzeitbeschäftigte Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen aufgrund 

der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
17)   Vgl. dazu: G 4/1997 – Zusatzversicherungspflicht für Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die in Förde-

rungsmaßnahmen nach dem Arbeitsförderungsgesetz, dem Bundessozialhilfegesetz oder nach 
einem entsprechenden öffentlichen Programm zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit beschäftigt 
werden  

18)   Vgl. dazu: G 9/1997 – Zusatzversorgung für teilzeitbeschäftigte Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen aufgrund 
der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts  

19)   Vgl. dazu: G 8/1987 – Versicherungspflicht in der Zusatzversicherung 
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Die für die Kirchenbeamtinnen im Bereich der 
jeweiligen beteiligten Kirche geltenden Bestim-
mungen sind entsprechend anzuwenden. 21) 
 

laub für jeden vollen Monat des Arbeitsver-
hältnisses ein Zwölftel des Urlaubsan-
spruchs nach Absatz 1 zu; § 5 Bundes-
urlaubsgesetz bleibt unberührt.  

c) Ruht das Arbeitsverhältnis, so vermindert 
sich die Dauer des Erholungsurlaubs ein-
schließlich eines etwaigen tariflichen Zu-
satzurlaubs für jeden vollen Kalendermonat 
um ein Zwölftel.  

d) Das Entgelt nach Absatz 1 Satz 1 wird zu 
dem in § 24 genannten Zeitpunkt gezahlt. 

 
§ 27  

Zusatzurlaub 

(1) 1Für die Gewährung eines Zusatzurlaubs 
gelten die für die Beamten des jeweiligen Lan-
des jeweils maßgebenden Bestimmungen für 
Grund und Dauer sinngemäß. 2Die beamten-
rechtlichen Bestimmungen gelten nicht für den 
Zusatzurlaub für Wechselschichtarbeit, Schicht-
arbeit und Nachtarbeit. 
 
(2) Beschäftigte, die ständig Wechselschicht-
arbeit nach § 7 Absatz 1 oder ständig Schicht-
arbeit nach § 7 Absatz 2 leisten und denen die 
Zulage nach § 8 Absatz 7 Satz 1 oder Absatz 8 
Satz 1 zusteht, erhalten einen Arbeitstag Zu-
satzurlaub 

a) bei Wechselschichtarbeit für je zwei zusam-
menhängende Monate und 

b) bei Schichtarbeit für je vier zusammenhän-
gende Monate. 

 
(3) Im Falle nicht ständiger Wechselschicht-
oder Schichtarbeit (zum Beispiel ständige Ver-
treter) erhalten Beschäftigte, denen die Zulage 
nach § 8 Absatz 7 Satz 2 oder Absatz 8 Satz 2 
zusteht, einen Arbeitstag Zusatzurlaub für 

a) je drei Monate im Jahr, in denen sie über-
wiegend Wechselschichtarbeit geleistet ha-
ben, und 

b) je fünf Monate im Jahr, in denen sie über-
wiegend Schichtarbeit geleistet haben. 

 
(4) 1Zusatzurlaub nach diesem Tarifvertrag 
und sonstigen Bestimmungen mit Ausnahme 
von § 125 SGB IX wird nur bis zu insgesamt 
sechs Arbeitstagen im Kalenderjahr gewährt. 
2Erholungsurlaub und Zusatzurlaub (Gesamtur-
laub) dürfen im Kalenderjahr zusammen 
35 Arbeitstage nicht überschreiten. 3Satz 2 ist 
für Zusatzurlaub nach den Absätzen 2 und 3 
hierzu nicht anzuwenden. 4Bei Beschäftigten, 
die das 50. Lebensjahr vollendet haben, gilt 
abweichend von Satz 2 eine Höchstgrenze von 
36 Arbeitstagen; § 26 Absatz 1 Satz 4 gilt ent-
sprechend. 
 

                                                                                                                                                 
21)  Vgl. dazu:  • § 1 Urlaubsverordnung für Kirchenbeamte und Kirchenbeamtinnen – KBESUrlVO – 

  (http://www.kirchenrecht-evlka.de; Nr. 430-6)  
• § 8 Nds. Erholungsurlaubsverordnung – NEUrlVO - 

http://www.kirchenrecht-evlka.de;
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(5) Im Übrigen gilt § 26 mit Ausnahme von 
Absatz 2 Buchstabe b entsprechend. 

Protokollerklärung zu § 27 Absatz 2 und 3: 
1Der Anspruch auf Zusatzurlaub bemisst sich 
nach der abgeleisteten Schicht- oder Wechsel-
schichtarbeit und entsteht im laufenden Jahr, 
sobald die Voraussetzungen nach Absatz 2 
oder 3 erfüllt sind. 2Für die Feststellung, ob 
ständige Wechselschichtarbeit oder ständige 
Schichtarbeit vorliegt, ist eine Unterbrechung 
durch Arbeitsbefreiung, Freizeitausgleich, be-
zahlten Urlaub oder Arbeitsunfähigkeit in den 
Grenzen des § 22 unschädlich. 
 

§ 28  
Sonderurlaub 

Beschäftigte können bei Vorliegen eines wichti-
gen Grundes unter Verzicht auf die Fortzahlung 
des Entgelts Sonderurlaub erhalten. 
 

§ 23  
Arbeitsbefreiung 

§ 29 TV-L ist mit folgender Maßgabe anzuwen-
den:  

1. § 29 Abs. 1 TV-L ist mit folgender Maßgabe 
anzuwenden: 

a) Buchstabe a und b gilt nicht für die 
Fälle eingetragener Lebenspartner-
schaften,  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) Buchstabe d findet keine Anwendung.  

 

§ 29  
Arbeitsbefreiung 

(1) 1Nur die nachstehend aufgeführten Anlässe 
gelten als Fälle nach § 616 BGB, in denen Be-
schäftigte unter Fortzahlung des Entgelts in dem 
angegebenen Ausmaß von der Arbeit freigestellt 
werden:  

a) Niederkunft der Ehe-
frau/der Lebenspartnerin 
im Sinne des Lebenspart-
nerschaftsgesetzes  ein Arbeitstag, 

b) Tod der Ehegattin/des 
Ehegatten, der Lebens-
partnerin/des Lebenspart-
ners im Sinne des Le-
benspartnerschaftsgeset-
zes, eines Kindes oder 
Elternteils 

zwei Ar-
beitstage, 

c) Umzug aus dienstlichem 
oder betrieblichem Grund 
an einen anderen Ort ein Arbeitstag, 

d) ...   

e) schwere Erkrankung   

 aa) einer/eines Angehö-
rigen, soweit sie/ er 
in demselben Haus-
halt lebt,  

ein Arbeitstag 
im Kalender-
jahr,  

 bb) eines Kindes, das 
das 12. Lebensjahr 
noch nicht vollendet 
hat, wenn im lau-
fenden Kalenderjahr 
kein Anspruch nach 
§ 45 SGB V besteht 
oder bestanden hat,  

bis zu vier 
Arbeitstage  
Kalenderjahr, 
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 cc) einer Betreuungs-
person, wenn Be-
schäftigte deshalb 
die Betreuung ihres 
Kindes, das das 
8. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat 
oder wegen körper-
licher, geistiger 
oder seelischer Be-
hinderung dauernd 
pflegebedürftig ist, 
übernehmen müs-
sen,  

bis zu vier 
Arbeitstage  
Kalenderjahr. 

 2Eine Freistellung nach Buchstabe e er-
folgt nur, soweit eine andere Person zur 
Pflege oder Betreuung nicht sofort zur 
Verfügung steht und die Ärztin/der Arzt in 
den Fällen der Doppelbuchstaben aa und 
bb die Notwendigkeit der Anwesenheit 
der/des Beschäftigten zur vorläufigen 
Pflege bescheinigt. 3Die Freistellung darf 
insgesamt fünf Arbeitstage im Kalender-
jahr nicht überschreiten.  

f) Ärztliche Behandlung von 
Beschäftigten, wenn diese 
während der Arbeitszeit 
erfolgen muss,  

erforderliche 
nachgewiese-
ne Abwesen-
heitszeit ein-
schließlich er-
forderlicher 
Wegezeiten.  

  
2. § 29 Abs. 4 TV-L ist mit folgender Maßgabe 

anzuwenden:  

Absatz 4 gilt für die gewählten Vertreterin-
nen der Vorstände der in der Arbeits- und 
Dienstrechtliche Kommission vertretenen 
beruflichen Vereinigungen entsprechend. 

3. Die Mitarbeiterin erhält auch Arbeitsbefrei-
ung unter Fortzahlung des Entgelts zur Er-
füllung allgemeiner Pflichten nach dem 
Recht der beteiligten Kirchen  

a) zur Ausübung kirchlicher öffentlicher Eh-
renämter,  

b) zur Ausübung des kirchlichen Wahl- und 
Stimmrechts und zur Beteiligung an 
kirchlichen Wahlausschüssen.  

4. Die Mitarbeiterin kann zur Ausübung kirchli-
cher Aufgaben im Rahmen einer genehmig-
ten unentgeltlichen Nebentätigkeit und in 
sonstigen begründeten Fällen, z.B. zur Teil-
nahme am Deutschen Evangelischen Kir-
chentag, an Veranstaltungen beruflicher 
Vereinigungen oder zur beruflichen Fortbil-
dung, unter Fortzahlung des Entgelts die er-
forderliche Arbeitsbefreiung erhalten.  

5. 1Die Mitarbeiterin erhält ferner Arbeitsbe-
freiung unter Fortzahlung des Entgelts für 
einen Arbeitstag  

(2) 1Bei Erfüllung allgemeiner staatsbürgerli-
cher Pflichten nach deutschem Recht besteht 
der Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts, 
wenn die Arbeitsbefreiung gesetzlich vorge-
schrieben ist und soweit die Pflichten nicht au-
ßerhalb der Arbeitszeit, gegebenenfalls nach 
ihrer Verlegung, wahrgenommen werden kön-
nen; soweit die Beschäftigten Anspruch auf Er-
satz des Entgelts geltend machen können, be-
steht kein Anspruch auf Entgeltfortzahlung.  
2Das fortgezahlte Entgelt gilt in Höhe des Er-
satzanspruchs als Vorschuss auf die Leistungen 
der Kostenträger. 3Die Beschäftigten haben den 
Ersatzanspruch geltend zu machen und die er-
haltenen Beträge an den Arbeitgeber abzufüh-
ren.  
 
(3) 1Der Arbeitgeber kann in sonstigen drin-
genden Fällen Arbeitsbefreiung unter Fortzah-
lung des Entgelts bis zu drei Arbeitstagen ge-
währen. 2In begründeten Fällen kann bei Ver-
zicht auf das Entgelt kurzfristige Arbeitsbefrei-
ung gewährt werden, wenn die dienstlichen oder 
betrieblichen Verhältnisse es gestatten.  

Protokollerklärung zu § 29 Absatz 3 Satz 2: 

Zu den „begründeten Fällen“ können auch sol-
che Anlässe gehören, für die kein Anspruch auf 
Arbeitsbefreiung besteht (zum Beispiel Umzug 
aus persönlichen Gründen). 
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a) bei ihrer kirchlichen Trauung,  

b) bei der Taufe, bei der Konfirmation, bei 
einer entsprechenden kirchlichen Feier 
und bei der kirchlichen Trauung ihres 
Kindes. 
2Fällt der Anlass der Freistellung auf ei-
nen arbeitsfreien Tag, entfällt der An-
spruch auf Arbeitsbefreiung.  

6. Die Mitarbeiterin erhält ferner Arbeitsbefrei-
ung unter Fortzahlung des Entgelts für je-
weils zwei Arbeitstage beim Tode eines El-
ternteils des Ehegatten, eines Großeltern-
teils, eines Stiefelternteils, eines Bruders 
oder einer Schwester.  

 

 
(4) 1Auf Antrag kann den gewählten Vertrete-
rinnen/Vertretern der Bezirksvorstände, der 
Landesbezirksvorstände, der Landesbezirks-
fachbereichsvorstände, der Bundesfachbereichs-
vorstände, der Bundesfachgruppenvorstände 
sowie des Gewerkschaftsrates beziehungsweise 
entsprechender Gremien anderer vertrags-
schließender Gewerkschaften zur Teilnahme an 
Tagungen Arbeitsbefreiung bis zu acht Werkta-
gen im Jahr unter Fortzahlung des Entgelts er-
teilt werden; dringende dienstliche oder betrieb-
liche Interessen dürfen der Arbeitsbefreiung 
nicht entgegenstehen. 2Zur Teilnahme an Tarif-
verhandlungen mit der TdL oder ihren Mitglie-
dern kann auf Anfordern einer der vertrags-
schließenden Gewerkschaften Arbeitsbefreiung 
unter Fortzahlung des Entgelts ohne zeitliche 
Begrenzung erteilt werden. 
 
(5) Zur Teilnahme an Sitzungen von Prüfungs-
und von Berufsbildungsausschüssen nach dem 
Berufsbildungsgesetz sowie für eine Tätigkeit in 
Organen von Sozialversicherungsträgern kann 
den Mitgliedern Arbeitsbefreiung unter Fortzah-
lung des Entgelts gewährt werden, sofern nicht 
dringende dienstliche oder betriebliche Interes-
sen entgegenstehen. 
 
(6) In den Fällen der Absätze 1 bis 5 werden 
das Tabellenentgelt sowie die sonstigen Entgelt-
bestandteile, die in Monatsbeträgen festgelegt 
sind, weitergezahlt. 
 

 
A b s c h n i t t  V   

Befristung und Beendigung des Arbeits-
verhältnisses 

 § 30  
Befristete Arbeitsverträge  

(1) 1Befristete Arbeitsverträge sind zulässig 
auf Grundlage des Teilzeit- und Befristungsge-
setzes sowie anderer gesetzlicher Vorschriften 
über die Befristung von Arbeitsverträgen. 2Für 
Beschäftigte, auf welche die Regelungen des 
Tarifgebiets West Anwendung finden und deren 
Tätigkeit vor dem 1. Januar 2005 der Renten-
versicherung der Angestellten unterlegen hätte, 
gelten die Besonderheiten in den Absätzen 2 bis 
5; dies gilt nicht für Arbeitsverhältnisse, für wel-
che die §§ 57a ff. Hochschulrahmengesetz be-
ziehungsweise gesetzliche Nachfolgeregelungen 
unmittelbar oder entsprechend gelten. 
 
(2) 1Kalendermäßig befristete Arbeitsverträge 
mit sachlichem Grund sind nur zulässig, wenn 
die Dauer des einzelnen Vertrages fünf Jahre 
nicht übersteigt; weitergehende Regelungen im 
Sinne von § 23 Teilzeit- und Befristungsgesetz 
bleiben unberührt. 2Beschäftigte mit einem Ar-
beitsvertrag nach Satz 1 sind bei der Besetzung 
von Dauerarbeitsplätzen bevorzugt zu berück-
sichtigen, wenn die sachlichen und persönlichen 



 
 DienstVO i.d.F. der 77. Änderung | TV-L i.d.F. des Änd.TV Nr. 7 
 | (nach den Maßgaben der DienstVO) 

   

 

(Landeskirchenamt Hannover, Referat 73) - 43 - 

Voraussetzungen erfüllt sind. 
 
(3) 1Ein befristeter Arbeitsvertrag ohne sachli-
chen Grund soll in der Regel zwölf Monate nicht 
unterschreiten; die Vertragsdauer muss mindes-
tens sechs Monate betragen. 2Vor Ablauf des 
Arbeitsvertrages hat der Arbeitgeber zu prüfen, 
ob eine unbefristete oder befristete Weiterbe-
schäftigung möglich ist. 
 
(4) 1Bei befristeten Arbeitsverträgen ohne 
sachlichen Grund gelten die ersten sechs Wo-
chen und bei befristeten Arbeitsverträgen mit 
sachlichem Grund die ersten sechs Monate als 
Probezeit. 2Innerhalb der Probezeit kann der 
Arbeitsvertrag mit einer Frist von zwei Wochen 
zum Monatsschluss gekündigt werden. 
 
(5) 1Eine ordentliche Kündigung nach Ablauf 
der Probezeit ist nur zulässig, wenn die Ver-
tragsdauer mindestens zwölf Monate beträgt. 
2Nach Ablauf der Probezeit beträgt die Kündi-
gungsfrist in einem oder mehreren aneinander 
gereihten Arbeitsverhältnissen bei demselben 
Arbeitgeber 

von insgesamt mehr als  
sechs Monaten vier Wochen,  

von insgesamt mehr als  
einem Jahr sechs Wochen  

zum Schluss eines 
Kalendermonats, 

von insgesamt mehr als  
zwei Jahren drei Monate, 

von insgesamt mehr als  
drei Jahren vier Monate  

zum Schluss eines 
Kalenderviertel-
jahres. 

3Eine Unterbrechung bis zu drei Monaten ist 
unschädlich, es sei denn, dass das Ausscheiden 
von der/dem Beschäftigten verschuldet oder 
veranlasst war. 4Die Unterbrechungszeit bleibt 
unberücksichtigt.  

Protokollerklärung zu § 30 Absatz 5: 

Bei mehreren aneinander gereihten Arbeitsver-
hältnissen führen weitere vereinbarte Probezei-
ten nicht zu einer Verkürzung der Kündigungs-
frist. 
 
(6) Die §§ 31 und 32 bleiben von den Rege-
lungen der Absätze 3 bis 5 unberührt.  
 

§ 31  
Führung auf Probe  

(1) 1Führungspositionen können als befristetes 
Arbeitsverhältnis bis zur Gesamtdauer von zwei 
Jahren vereinbart werden. 2Innerhalb dieser 
Gesamtdauer ist eine höchstens zweimalige 
Verlängerung des Arbeitsvertrages zulässig. 3Die 
beiderseitigen Kündigungsrechte bleiben unbe-
rührt. 
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(2) Führungspositionen sind die ab Entgelt-
gruppe 10 auszuübenden Tätigkeiten mit Wei-
sungsbefugnis. 
 
(3) 1Besteht bereits ein Arbeitsverhältnis mit 
demselben Arbeitgeber, kann der/dem Beschäf-
tigten vorübergehend eine Führungsposition bis 
zu der in Absatz 1 genannten Gesamtdauer ü-
bertragen werden. 2Der/Dem Beschäftigten wird 
für die Dauer der Übertragung eine Zulage in 
Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen den 
Tabellenentgelten nach der bisherigen Entgelt-
gruppe und dem sich bei Höhergruppierung 
nach § 17 Absatz 4 Satz 1 und 2 ergebenden 
Tabellenentgelt gewährt. 3Nach Fristablauf en-
det die Erprobung. 4Bei Bewährung wird die 
Führungsfunktion auf Dauer übertragen; an-
sonsten erhält die/der Beschäftigte eine der 
bisherigen Eingruppierung entsprechende Tätig-
keit.  
 

§ 32  
Führung auf Zeit 

(1) 1Führungspositionen können als befristetes 
Arbeitsverhältnis bis zur Dauer von vier Jahren 
vereinbart werden. 2Folgende Verlängerungen 
des Arbeitsvertrages sind zulässig: 

a) in den Entgeltgruppen 10 bis 12 eine höchs-
tens zweimalige Verlängerung bis zu einer 
Gesamtdauer von acht Jahren, 

b) ab Entgeltgruppe 13 eine höchstens dreima-
lige Verlängerung bis zu einer Gesamtdauer 
von zwölf Jahren. 

3Zeiten in einer Führungsposition nach Buchsta-
be a bei demselben Arbeitgeber können auf die 
Gesamtdauer nach Buchstabe b zur Hälfte ange-
rechnet werden. 4Die allgemeinen Vorschriften 
über die Probezeit (§ 2 Absatz 4) und die bei-
derseitigen Kündigungsrechte bleiben unbe-
rührt. 
 
(2) Führungspositionen sind die ab Entgelt-
gruppe 10 auszuübenden Tätigkeiten mit Wei-
sungsbefugnis. 
 
(3) 1Besteht bereits ein Arbeitsverhältnis mit 
demselben Arbeitgeber, kann der/dem Beschäf-
tigten vorübergehend eine Führungsposition bis 
zu den in Absatz 1 genannten Fristen übertra-
gen werden. 2Der/Dem Beschäftigten wird für 
die Dauer der Übertragung eine Zulage gewährt 
in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen den 
Tabellenentgelten nach der bisherigen Entgelt-
gruppe und dem sich bei Höhergruppierung 
nach § 17 Absatz 4 Satz 1 und 2 ergebenden 
Tabellenentgelt, zuzüglich eines Zuschlags von 
75 v.H. des Unterschiedsbetrags zwischen den 
Tabellenentgelten der Entgeltgruppe, die der 
übertragenen Funktion entspricht, zur nächst-
höheren Entgeltgruppe nach § 17 Absatz 4 
Satz 1 und 2. 3Nach Fristablauf erhält die/der 
Beschäftigte eine der bisherigen Eingruppierung 



 
 DienstVO i.d.F. der 77. Änderung | TV-L i.d.F. des Änd.TV Nr. 7 
 | (nach den Maßgaben der DienstVO) 

   

 

(Landeskirchenamt Hannover, Referat 73) - 45 - 

entsprechende Tätigkeit; der Zuschlag und die 
Zulage entfallen. 
 

§ 33  
Beendigung des Arbeitsverhältnisses ohne 

Kündigung 

(1) Das Arbeitsverhältnis endet ohne Kündi-
gung 

a) mit Ablauf des Monats, in dem die/der Be-
schäftigte das gesetzlich festgelegte Alter 
zum Erreichen der Regelaltersrente vollen-
det hat, 

b) jederzeit im gegenseitigen Einvernehmen 
(Auflösungsvertrag). 

 
(2) 1Das Arbeitsverhältnis endet ferner mit 
Ablauf des Monats, in dem der Bescheid eines 
Rentenversicherungsträgers (Rentenbescheid) 
zugestellt wird, wonach die/der Beschäftigte voll 
oder teilweise erwerbsgemindert ist. 2Die/Der 
Beschäftigte hat den Arbeitgeber von der Zu-
stellung des Rentenbescheids unverzüglich zu 
unterrichten. 3Beginnt die Rente erst nach der 
Zustellung des Rentenbescheids, endet das Ar-
beitsverhältnis mit Ablauf des dem Rentenbe-
ginn vorangehenden Tages. 4Liegt im Zeitpunkt 
der Beendigung des Arbeitsverhältnisses eine 
nach § 92 SGB IX erforderliche Zustimmung des 
Integrationsamtes noch nicht vor, endet das 
Arbeitsverhältnis mit Ablauf des Tages der Zu-
stellung des Zustimmungsbescheids des In-
tegrationsamtes. 5Das Arbeitsverhältnis endet 
nicht, wenn nach dem Bescheid des Rentenver-
sicherungsträgers eine Rente auf Zeit gewährt 
wird. 6In diesem Fall ruht das Arbeitsverhältnis 
für den Zeitraum, für den eine Rente auf Zeit 
gewährt wird; beginnt die Rente rückwirkend, 
ruht das Arbeitsverhältnis ab dem ersten Tag 
des Monats, der auf den Monat der Zustellung 
des Rentenbescheids folgt. 
 
(3)  Im Falle teilweiser Erwerbsminderung en-
det beziehungsweise ruht das Arbeitsverhältnis 
nicht, wenn die/der Beschäftigte nach ih-
rem/seinem vom Rentenversicherungsträger 
festgestellten Leistungsvermögen auf ihrem/
seinem bisherigen oder einem anderen geeigne-
ten und freien Arbeitsplatz weiterbeschäftigt 
werden könnte, soweit dringende dienstliche 
beziehungsweise betriebliche Gründe nicht ent-
gegenstehen und die/der Beschäftigte innerhalb 
von zwei Wochen nach Zugang des Rentenbe-
scheids ihre/seine Weiterbeschäftigung schrift-
lich beantragt.  
 
(4) 1Verzögert die/der Beschäftigte schuldhaft 
den Rentenantrag oder bezieht sie/er Altersren-
te nach § 236 oder § 236a SGB VI oder ist 
sie/er nicht in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung versichert, so tritt an die Stelle des Ren-
tenbescheids das Gutachten einer Amtsärz-
tin/eines Amtsarztes oder einer/eines nach § 3 
Absatz 5 Satz 2 bestimmten Ärztin/Arztes. 2Das 
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Arbeitsverhältnis endet in diesem Fall mit Ablauf 
des Monats, in dem der/dem Beschäftigten das 
Gutachten bekannt gegeben worden ist. 

§ 24  
Beendigung des Dienstverhältnisses  

          ohne Kündigung    à Erl. 1 

§ 33 Abs. 5 TV-L ist mit folgender Maßgabe an-
zuwenden: 

Eines Kündigungsgrundes bedarf es nicht.  

Erl. 1: § 24 i.d.F. nach § 1 Nr. 1 der 71. Änderung 
der DienstVO 

 

 
(5) 1Soll die/der Beschäftigte, deren/dessen 
Arbeitsverhältnis nach Absatz 1 Buchstabe a 
geendet hat, weiterbeschäftigt werden, ist ein 
neuer schriftlicher Arbeitsvertrag abzuschließen. 
2Das Arbeitsverhältnis kann jederzeit mit einer 
Frist von vier Wochen zum Monatsende gekün-
digt werden, wenn im Arbeitsvertrag nichts an-
deres vereinbart ist. 
 

§ 25  
Beschäftigungszeit, Kündigung des Dienst-

verhältnisses  

1. § 34 TV-L ist mit folgender Maßgabe anzu-
wenden: à Erl. 1 

a) § 33 Absatz 5 TV-L gilt entsprechend 
für die Dienstverhältnisse, die mit Mit-
arbeiterinnen begründet werden, die 
das gesetzlich festgelegte Alter zum 
Erreichen einer abschlagsfreien Regel-
altersgrenze vollendet haben.  

b) In § 34 Absatz 2 TV-L wird das Datum 
„31. Oktober 2006” durch das Datum 
„31. Dezember 2008” ersetzt. 

 

§ 34  
Kündigung des Arbeitsverhältnisses 

(1) 1Die Kündigungsfrist beträgt bis zum Ende 
des sechsten Monats seit Beginn des Arbeits-
verhältnisses zwei Wochen zum Monatsschluss. 
2Im Übrigen beträgt die Kündigungsfrist bei ei-
ner Beschäftigungszeit (Absatz 3 Satz 1 und 2)  

bis zu einem Jahr  ein Monat zum  
Monatsschluss, 

von mehr als einem Jahr  6 Wochen, 

von mindestens 5 Jahren 3 Monate, 

von mindestens 8 Jahren 4 Monate, 

von mindestens 10 Jahren 5 Monate, 

von mindestens 12 Jahren 6 Monate 

zum Schluss eines Kalendervierteljahres. 
 
(2) 1Arbeitsverhältnisse von Beschäftigten, die 
das 40. Lebensjahr vollendet haben und unter 
die Regelungen des Tarifgebiets West fallen, 
können nach einer Beschäftigungszeit (Absatz 3 
Satz 1 und 2) von mehr als 15 Jahren durch den 
Arbeitgeber nur aus einem wichtigen Grund ge-
kündigt werden. 2Soweit Beschäftigte nach den 
bis zum 31. Oktober 2006 geltenden Tarifrege-
lungen unkündbar waren, bleiben sie unkünd-
bar. 
 

2. Anstelle von § 34 Absatz 3 TV-L wird fol-
gender Absatz 3 eingefügt: 

(3) 1Beschäftigungszeit ist die Zeit, die bei 
einem Anstellungsträger im Geltungsbe-
reich der Dienstvertragsordnung (§ 1 Abs. 
1 Satz 2) im Arbeitsverhältnis zurückgelegt 
wurde, auch wenn sie unterbrochen ist. 
2Unberücksichtigt bleibt die Zeit eines Son-
derurlaubs gemäß § 28 TV-L, es sei denn, 
der Anstellungsträger hat vor Antritt des 
Sonderurlaubs schriftlich ein dienstliches 
oder betriebliches Interesse anerkannt.  

Erl. 1: Nr. 1 neu gefasst m.W.v. 16.08.2011 gem. 
§ 1 Nr. 2 der 71. Änderung der DienstVO 

 

(3)  … 

 § 35  
Zeugnis 

(1) Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
haben die Beschäftigten Anspruch auf ein 
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schriftliches Zeugnis über Art und Dauer ihrer 
Tätigkeit; es muss sich auch auf Führung und 
Leistung erstrecken (Endzeugnis). 
 
(2) Aus triftigen Gründen können Beschäftigte 
auch während des Arbeitsverhältnisses ein 
Zeugnis verlangen (Zwischenzeugnis). 
 
(3) Bei bevorstehender Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses können die Beschäftigten ein 
Zeugnis über Art und Dauer ihrer Tätigkeit ver-
langen (vorläufiges Zeugnis). 
 
(4) Die Zeugnisse gemäß den Absätzen 1 bis 3 
sind unverzüglich auszustellen. 
 

 
A b s c h n i t t  VI   

Übergangs- und Schlussvorschriften 

§ 26  
Anwendung weiterer Tarifverträge 

Anstelle des § 36 TV-L wird bestimmt: 

Auf die Dienstverhältnisse nach dieser Dienst-
vertragsordnung finden die in Anlage 1 aufge-
führten Tarifverträge und Tarifvertragsregelun-
gen Anwendung, soweit in dieser Dienstver-
tragsordnung nicht etwas anderes bestimmt ist.  
 

§ 36  
Anwendung weiterer Tarifverträge 

…  

§ 27  
Ausschlussfrist 

§ 37 Abs. 1 TV-L ist mit folgender Maßgabe an-
zuwenden: 

Die Ausschlussfrist beträgt ein Jahr. 
 

§ 37  
Ausschlussfrist 

(1) 1Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis ver-
fallen, wenn sie nicht innerhalb einer Aus-
schlussfrist von sechs Monaten nach Fälligkeit 
von den Beschäftigten oder vom Arbeitgeber 
schriftlich geltend gemacht werden. 2Für den-
selben Sachverhalt reicht die einmalige Gel-
tendmachung des Anspruchs auch für später 
fällige Leistungen aus. 
 
(2) Absatz 1 gilt nicht für Ansprüche aus ei-
nem Sozialplan. 
 

 § 38  
Begriffsbestimmungen 

(1) Sofern auf die Tarifgebiete Ost oder West 
Bezug genommen wird, gilt Folgendes:  

a) Die Regelungen für das Tarifgebiet Ost gel-
ten für die Beschäftigen, deren Arbeitsver-
hältnis in dem in Artikel 3 des Einigungsver-
trages genannten Gebiet begründet worden 
ist und bei denen der Bezug des Arbeitsver-
hältnisses zu diesem Gebiet fortbesteht.  

b) Für die übrigen Beschäftigten gelten die Re-
gelungen für das Tarifgebiet West. 

c) … 
 
(2) Sofern auf die Begriffe "Betrieb", "betrieb-
lich" oder "Betriebspartei" Bezug genommen 
wird, gilt die Regelung für Verwaltungen sowie 
für Parteien nach dem Personalvertretungsrecht 
entsprechend; es sei denn, es ist etwas anderes
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bestimmt. 
 
(3) Eine einvernehmliche Dienstvereinbarung 
liegt nur ohne Entscheidung der Einigungsstelle 
vor. 
 
(4) Leistungsgeminderte Beschäftigte sind Be-
schäftigte, die ausweislich einer Bescheinigung 
des beauftragten Arztes (§ 3 Absatz 5) nicht 
mehr in der Lage sind, auf Dauer die vertraglich 
geschuldete Arbeitsleistung in vollem Umfang zu 
erbringen, ohne deswegen zugleich teilweise 
oder in vollem Umfang erwerbsgemindert im 
Sinne des SGB VI zu sein. 
 
(5) 1Die Regelungen für Angestellte finden 
Anwendung auf Beschäftigte, deren Tätigkeit 
vor dem 1. Januar 2005 der Rentenversicherung 
der Angestellten unterlegen hätte. 2Die Rege-
lungen für Arbeiterinnen und Arbeiter finden 
Anwendung auf Beschäftigte, deren Tätigkeit 
vor dem 1. Januar 2005 der Rentenversicherung 
der Arbeiter unterlegen hätte. 
 

 § 39  
Inkrafttreten, Laufzeit 

…  
 

B.  Sonderregelungen 
… 

 
§ 44 

Sonderregelungen für Beschäftigte als 
Lehrkräfte 

Nr. 1  
Zu § 1 - Geltungsbereich 

1Diese Sonderregelungen gelten für Beschäftigte 
als Lehrkräfte an allgemeinbildenden Schulen 
und berufsbildenden Schulen (zum Beispiel Be-
rufs-, Berufsfach- und Fachschulen). 2Sie gelten 
nicht für Lehrkräfte an Schulen und Einrichtun-
gen der Verwaltung, die der Ausbildung oder 
Fortbildung von Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes dienen, sowie an Krankenpflegeschulen 
und ähnlichen der Ausbildung dienenden Ein-
richtungen.  

Protokollerklärung: 

Lehrkräfte im Sinne dieser Sonderregelungen 
sind Personen, bei denen die Vermittlung von 
Kenntnissen und Fertigkeiten im Rahmen eines 
Schulbetriebes der Tätigkeit das Gepräge gibt. 
 

Nr. 2  
Zu Abschnitt II - Arbeitszeit 

1Die §§ 6 bis 10 finden keine Anwendung. 2Es 
gelten die Bestimmungen für die entsprechen-
den Beamten in der jeweils geltenden Fassung. 
3Sind entsprechende Beamte nicht vorhanden, 
so ist die Arbeitszeit im Arbeitsvertrag zu re-
geln.  
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§ 27a  
Sonderregelungen für Mitarbeiterinnen als 

Lehrkräfte  
à Erl. 1 

§ 44 Nr. 2a TV-L ist  mit folgender Maßgabe 
anzuwenden: 

Das Datum „1. März 2009” wird durch das Da-
tum „1. September 2009” ersetzt.  

Erl. 1: § 27a eingefügt m.W.v. 1.9.2009 gem. § 1 
Nr. 4 der 67. Änderung  
der DienstVO 

 

Nr. 2a  
Zu § 16 - Stufen der Entgelttabelle 

1. Bei Anwendung des § 16 Absatz 2 Satz 2 
gilt:  
1Für ab 1. April 2011 neu zu begründende 
Arbeitsverhältnisse von Lehrkräften werden 
im Rahmen des § 16 Absatz 2 Satz 2 Zeiten 
einschlägiger Berufserfahrung aus mehreren 
Arbeitsverhältnissen zum selben Arbeitge-
ber, zuzüglich einer einmaligen Berücksich-
tigung der nach Ziffer 2 angerechneten Zeit 
des Referendariats oder Vorbereitungsdiens-
tes, zusammengerechnet. 2Die Nr. 3 der 
Protokollerklärungen zu § 16 Absatz 2 bleibt 
unberührt. 

 
2. Bei Anwendung des § 16 Absatz 3 Satz 1 

gilt:  

Für ab 1. März 2009 neu zu begründende 
Arbeitsverhältnisse von Lehrkräften wird die 
zur Vorbereitung auf den Lehrerberuf abge-
leistete Zeit des Referendariats oder des 
Vorbereitungsdienstes im Umfang von sechs 
Monaten auf die Stufenlaufzeit der Stufe 1 
angerechnet. 

 
Nr. 3  

Zu Abschnitt IV - Urlaub und Arbeitsbefrei-
ung 

(1) 1Der Urlaub ist in den Schulferien zu neh-
men. 2Wird die Lehrkraft während der Schulfe-
rien durch Unfall oder Krankheit arbeitsunfähig, 
so hat sie dies unverzüglich anzuzeigen. 3Die 
Lehrkraft hat sich nach Ende der Schulferien 
oder, wenn die Krankheit länger dauert, nach 
Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit zur Ar-
beitsleistung zur Verfügung zu stellen.  
 
(2) 1Für eine Inanspruchnahme der Lehrkraft 
während der den Urlaub in den Schulferien ü-
bersteigenden Zeit gelten die Bestimmungen für 
die entsprechenden Beamten. 2Sind entspre-
chende Beamte nicht vorhanden, regeln dies die 
Betriebsparteien. 
 

Nr. 4  
Zu Abschnitt V - Befristung und Beendi-

gung  
des Arbeitsverhältnisses 

Das Arbeitsverhältnis endet, ohne dass es einer 
Kündigung bedarf, mit Ablauf des Schulhalbjah-
res (31. Januar beziehungsweise 31. Juli), in 
dem die Lehrkraft das gesetzlich festgelegte 
Alter zum Erreichen der Regelaltersrente vollen-
det hat.  
 
...  
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A b s c h n i t t  III    
Kirchliche Bestimmungen zu sonstigen Ta-

rifverträgen 

 

§ 28  
Pkw-Fahrer-TV-L 

Der Tarifvertrag über die Arbeitsbedingungen 
der Personenkraftfahrer der Länder (Pkw-
Fahrer-TV-L) vom 12. Oktober 2006 ist mit fol-
gender Maßgabe anzuwenden: 

In den §§ 8 und 9 PKW-Fahrer-TV-L werden 
jeweils das Datum „31. Oktober 2006” durch 
das Datum „31. Dezember 2008” und das Da-
tum „1. November 2006” durch das Datum 
„1. Januar 2009” ersetzt. 
 

 

A b s c h n i t t  IV    
Ergänzende kirchliche Bestimmungen 

 

§ 29  
Abweichende Regelungen vom Arbeitszeit-

gesetz 

In Schulen mit Internatsbetrieb können Dienst-
vereinbarungen nach § 37 Mitarbeitervertre-
tungsgesetz geschlossen werden, die von den 
Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes abweichen-
de Regelungen im Sinne des § 7 Abs. 4 und des 
§ 12 Arbeitszeitgesetz vorsehen.  
 

 

§ 30  
Außerordentliche Kündigung 

Ein wichtiger Grund im Sinne des § 626 BGB liegt 
insbesondere auch dann vor, wenn eine der An-
stellungsvoraussetzungen nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 des Mitarbeitergesetzes weggefallen ist. 
 

 

§ 31  
Entgeltumwandlung  22 

(1) Der Tarifvertrag zur Entgeltumwandlung 
für die Beschäftigten der Länder (TV-EntgeltU-L 
vom 12. Oktober 2006 findet keine Anwendung. 
 
(2) Die Mitarbeiterin kann verlangen, dass 
nach § 1a des Gesetzes zur Verbesserung der 
betrieblichen Altersversorgung die Umwandlung 
von Entgelt in betriebliche Altersversorgung 
durchgeführt wird, sofern die gesetzlichen 
Höchstgrenzen nicht bereits durch Arbeitgeber-
beiträge zur Zusatzversorgung ausgeschöpft 
sind.  

Die Entgeltumwandlung wird  
–  für den Bereich der Ev.-luth. Landeskirche 

Hannovers bei einem von der Mitarbeiterin 
gewählten Anbieter, à Erl. 1  

–  für den Bereich der Ev.-luth. Landeskirche in 
Braunschweig bei der Kirchlichen Zusatzver-

 

                                    
20)   Vgl. dazu: G 4/2003 – Entgeltumwandlung für privatrechtlich angestellte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter  



 
 DienstVO i.d.F. der 77. Änderung | TV-L i.d.F. des Änd.TV Nr. 7 
 | (nach den Maßgaben der DienstVO) 

   

 

(Landeskirchenamt Hannover, Referat 73) - 51 - 

sorgungskasse Darmstadt und  
–  für den Bereich der Ev.-Luth. Kirche in Olden-

burg bei der Versorgungsanstalt des Bundes 
und der Länder oder bei der Kirchlichen Zu-
satzversorgungskasse Darmstadt 

durchgeführt.  

Im Einzelfall kann zwischen der Mitarbeiterin 
und dem Anstellungsträger mit Zustimmung der 
obersten Dienstbehörde vereinbart werden, dass 
die Entgeltumwandlung bei einer anderen Kasse 
oder Einrichtung erfolgt.  

Die Einzelheiten der Entgeltumwandlung be-
stimmen sich nach den jeweiligen Bestimmun-
gen der Versorgungseinrichtungen oder nach 
einer Rahmenvereinbarung zwischen der betei-
ligten Kirche und der Versorgungseinrichtung in 
der gültigen Fassung.  

Erl. 1: erste Strichaufzählung m.W.v. 16.08.2011 
neu gefasst gem. § 1 Nr. 3 der 71. Änderung 
der DienstVO 

 

A b s c h n i t t  V    
Geringfügig beschäftigte Mitarbeiterinnen 

 

§ 32  
Anzeige- und Nachweispflichten 

Anstelle des § 5 Abs. 1 Satz 2 Entgeltfortzah-
lungsgesetz wird bestimmt: 

Die Mitarbeiterin hat eine Arbeitsunfähigkeit und 
deren voraussichtliche Dauer auf Verlangen 
durch eine ärztliche Bescheinigung nachzuwei-
sen. 
 

 

§ 33  
Fahrtkostenzuschuss 

1Der geringfügig beschäftigten Mitarbeiterin, die 
außerhalb des näheren Bereiches ihrer Dienst-
stätte wohnt, kann ein Zuschuss zu den Fahrt-
kosten zwischen Wohnung und Dienststätte ge-
währt werden, wenn das Entgelt in einem unan-
gemessenen Verhältnis zu den Fahrtkosten 
steht. 2Der Zuschuss soll den Betrag nicht über-
steigen, der bei Benutzung der niedrigsten Klas-
se eines regelmäßig verkehrenden Beförde-
rungsmittels entsteht. 3Ist die Benutzung eines 
regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels 
nicht möglich oder mit einem unangemessenen 
Zeitaufwand verbunden, so kann bei der Be-
rechnung des Zuschusses ausnahmsweise eine 
Wegstreckenentschädigung nach den Bestim-
mungen der beteiligten Kirchen zugrunde gelegt 
werden. 
 

 

A b s c h n i t t  VI    
Notlage 

 

§ 34  
Notlagenregelung 
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(1) Wird der Arbeits- und Dienstrechtlichen 
Kommission im Verfahren gemäß § 23 des Mit-
arbeitergesetzes ein Entwurf eines Kirchenge-
setzes vorgelegt, durch das eine Regelung im 
Sinne des § 9 Abs. 3 des Mitarbeitergesetzes 
getroffen werden soll, so stellt die Arbeits- und 
Dienstrechtliche Kommission ausdrücklich fest, 
ob sie anerkennt, dass anders als durch die be-
absichtigte Regelung die sachgerechte Erfüllung 
notwendiger kirchlicher Aufgaben nicht gewähr-
leistet werden kann. 
 
(2) 1Teilt der Rat oder eine der zuständigen 
obersten Behörden der Arbeits- und Dienst-
rechtlichen Kommission mit, dass eine kirchen-
gesetzliche Regelung im Sinne des § 9 Abs. 3 
des Mitarbeitergesetzes getroffen worden ist, so 
tritt die Arbeits- und Dienstrechtliche Kommissi-
on unverzüglich zusammen und berät über die 
Auswirkung dieser Regelung auf das Entgelt der 
Mitarbeiterinnen, auf deren Dienstverhältnisse 
diese Dienstvertragsordnung anzuwenden ist. 
2Für das Verfahren gilt § 26 des Mitarbeiterge-
setzes entsprechend mit der Maßgabe, dass eine 
erneute Verhandlung nach § 26 Abs. 5 des Mit-
arbeitergesetzes entfällt, wenn die Arbeits- und 
Dienstrechtliche Kommission in dem Verfahren 
nach § 23 des Mitarbeitergesetzes die Notwen-
digkeit von Maßnahmen im Sinne des § 9 Abs. 3 
des Mitarbeitergesetzes anerkannt hat. 
 
(3) 1Hat die Arbeits- und Dienstrechtliche 
Kommission den in § 26 Abs. 4 des Mitarbeiter-
gesetzes genannten Stellen nicht innerhalb von 
sechs Wochen einen Beschluss über die Auswir-
kung der kirchengesetzlichen Regelung auf das 
Entgelt mitgeteilt, so kann der Rat oder eine der 
zuständigen obersten Behörden die Schlich-
tungskommission anrufen. 2Die Frist nach Satz 
1 beginnt mit dem Zugang der Mitteilung nach 
Absatz 2 Satz 1 beim Vorsitzenden der Arbeits- 
und Dienstrechtlichen Kommission, jedoch nicht 
vor Verkündung der kirchengesetzlichen Rege-
lung. 
 
(4) Für ein Schlichtungsverfahren nach den Ab-
sätzen 2 und 3 gelten die Vorschriften des Mit-
arbeitergesetzes entsprechend mit der Maßga-
be, dass die Schlichtungskommission spätestens 
innerhalb eines Monats nach Einleitung des Ver-
fahrens zusammentritt.  
 

A b s c h n i t t  VII    
Übergangs- und Schlussbestimmungen  

 

§ 35  
Anwendung der AVR-EKD  

à Erl. 1 
(1) Auf die Dienstverhältnisse der Mitarbeite-
rinnen in Altenheimen, Vollzeitheimen und 
Krankenanstalten können für die Dauer dieses 
Dienstverhältnisses die Arbeitsvertragsrichtli-
nien des Diakonischen Werkes der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland (AVR-EKD) weiter-
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hin in ihrer jeweiligen Fassung Anwendung fin-
den, wenn die AVR-EKD am Tage vor dem In-
krafttreten der Dienstvertragsordnung in dieser 
Einrichtung angewandt worden sind und das 
Dienstverhältnis vor dem 1. November 2010 
begründet wurde.  
 
(2) § 34 findet auch auf die Dienstverhältnisse 
nach Absatz 1 Anwendung. 

Erl. 1: neuer § 35 eingefügt m.W.v. 1.1.2009 gem. § 
1 Nr. 4 der 70. Änderung der DienstVO 

 
§ 36  

Inkrafttreten 
à Erl. 1 

(1) Diese Dienstvertragsordnung tritt am 
1. August 1983 in Kraft. 
 
(2) (weggefallen)   

Erl. 1: bisher § 35; neue Paragraphenbezeichnung 
m.W.v. 1.1.2009 gem. § 1 Nr. 5 der 70. Än-
derung der DienstVO 

 

 

 Anlagen zum TV-L hier nicht abgedruckt 

A n l a g e n  zur DienstVO 

Anlage 1 
(zu §§ 2 und 26) 

Anwendung von Tarifverträgen 

1. Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) vom 
12. Oktober 2006 (Kirchl. Amtsblatt Hannover S. 109) 

1.1 Änderungstarifvertrag Nr. 1 zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst 
der Länder (TV-L) vom 13. März 2008 (Kirchl. Amtsblatt Hannover S. 179, 
Anlage 10) à Erl. 1 

1.2 Änderungstarifvertrag Nr. 2 zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst 
der Länder (TV-L) vom 1. März 2009 ohne die Anlagen A 1 und A 2 
(Kirchl. Amtsblatt Hannover S. 242) à Erl. 3 

1.2.1 Anlage A 1 zum Änderungstarifvertrag Nr. 2 zum Tarifvertrag für den öf-
fentlichen Dienst der Länder (TV-L) vom 1. März 2009 (Kirchl. Amtsblatt 
Hannover S. 179, Anlage 6a) à Erl. 2 

1.2.2 Anlage A 2 zum Änderungstarifvertrag Nr. 2 zum Tarifvertrag für den öf-
fentlichen Dienst der Länder (TV-L) vom 1. März 2009 (Kirchl. Amtsblatt 
Hannover S. 179, Anlage 7a) à Erl. 2 

1.3 Änderungstarifvertrag Nr. 3 zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst 
der Länder (TV-L) vom 10. März 2011 (Kirchl. Amtsblatt Hannover S. 242) 
à Erl. 4 

1.4 Änderungstarifvertrag Nr. 4 zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst 
der Länder (TV-L) vom 2. Januar 2012 (Kirchl. Amtsblatt Hannover 
S. 138, Anlage 1) à Erl. 5 

1.5 Änderungstarifvertrag Nr. 5 zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst 
der Länder (TV-L) vom 23. August 2012 (Kirchl. Amtsblatt Hannover 
S.98) à Erl. 6 
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1.6 Änderungstarifvertrag Nr. 6 zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst 
der Länder (TV-L) vom 12. Dezember 2012 (Kirchl. Amtsblatt Hannover S. 
199) à Erl. 7 

1.7 Änderungstarifvertrag Nr. 7 zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst 
der Länder (TV-L) vom 9. März 2013 (Kirchl. Amtsblatt Hannover S. 199) 
à Erl. 7 

2. Tarifvertrag über die Arbeitsbedingungen der Personenkraftfahrer der 
Länder (PKW-Fahrer-TV-L) vom 12. Oktober 2006 (Kirchl. Amtsblatt Han-
nover S. 109) 

2.1 Änderungstarifvertrag Nr. 1 zum Tarifvertrag über die Arbeitsbedingungen 
der Personenkraftfahrer der Länder (PKW-Fahrer-TV-L) vom 1. März 2009 
ohne die Anlagen 1 a und 1 b (Kirchl. Amtsblatt Hannover S. 242) à Erl. 3 

2.1.1 Anlage 1a zum Änderungstarifvertrag Nr. 1 zum Tarifvertrag über die Ar-
beitsbedingungen der Personenkraftfahrer der Länder (PKW-Fahrer-TV-L) 
vom 1. März 2009 (Kirchl. Amtsblatt Hannover S. 179, Anlage 8) à Erl. 2 

2.1.2 Anlage 1b zum Änderungstarifvertrag Nr. 1 zum Tarifvertrag über die Ar-
beitsbedingungen der Personenkraftfahrer der Länder (PKW-Fahrer-TV-L) 
vom 1. März 2009 (Kirchl. Amtsblatt Hannover S. 179, Anlage 9) à Erl. 2 

2.2 Änderungstarifvertrag Nr. 2 zum Tarifvertrag über die Arbeitsbedingungen 
der Personenkraftfahrer der Länder (PKW-Fahrer-TV-L) vom 10. März 
2011 (Kirchl. Amtsblatt Hannover S. 242) à Erl. 4 

2.3 Änderungstarifvertrag Nr. 3 zum Tarifvertrag über die Arbeitsbedingungen 
der Personenkraftfahrer der Länder (PKW-Fahrer-TV-L) vom 12. Dezem-
ber 2012 (Kirchl. Amtsblatt Hannover S. 199) à Erl. 7 

2.4 Änderungstarifvertrag Nr. 4 zum Tarifvertrag über die Arbeitsbedingungen 
der Personenkraftfahrer der Länder (PKW-Fahrer-TV-L) vom 9. März 2013 
(Kirchl. Amtsblatt Hannover S. 199) à Erl. 7 

3. §§ 5, 6 ,7 bis 10 des Tarifvertrages über Zulagen an Angestellte (Länder) 
vom 17. Mai 1982 (Fortgeltung bis zum Inkrafttreten einer neuen Entgelt-
ordnung)  

4. Tarifvertrag über die Gewährung von Zulagen gemäß § 33 Abs. 1 Buchst. 
c BAT vom 11. Januar 1962 (Fortgeltung bis zum Inkrafttreten einer tarif-
lichen Neuregelung der Erschwerniszuschläge gemäß § 19 TV-L)   

5. Tarifvertrag über die Lohnzuschläge gemäß § 29 MTL II (TVZ zum MTL) 
vom 9. Oktober 1963 (Fortgeltung bis zum Inkrafttreten einer tariflichen 
Neuregelung der Erschwerniszuschläge gemäß § 19 TV-L)  

6. Tarifvertrag zur Regelung der Altersteilzeitarbeit (TV ATZ) vom 5. Mai 
1998, zuletzt geändert durch den  § 2 Nr. III des Änderungstarifvertrages 
Nr. 2 vom 12. März 2003 

7. Tarifvertrag des Landes Niedersachsen vom 25. Januar 1990 über die Ar-
beitsbedingungen von Arbeitnehmern auf Arbeitsplätzen mit Geräten der 
Informations- und Kommunikationstechnik 

8. Tarifvertrag über Zusatzurlaub über gesundheitsgefährdende Arbeiten für 
Arbeiter der Länder vom 17. Dezember 1959   

Erl. 1: Nr. 1.1 eingefügt  m.W.v. 1.1.2009 durch § 1 Nr. 2 der 63. Änderung der DienstVO 
Erl. 2: Nrn. 1.2.1, 1.2.2, 2.1.1 und 2.1.2 eingefügt  m.W.v. 1.9.2009 durch § 1 Nr. 6 a bis d der 

66. Änderung der DienstVO 
Erl. 3: Nrn. 1.2 und 2.1 eingefügt m.W.v. 1.9.2009 durch § 1 Nr. 5 der 67. Änderung der DienstVO 
Erl. 4: Nrn. 1.3 und 2.2 eingefügt m.W.v. 1.4.2011 durch § 1 Nr. 1 und 2 der 74. Änderung der DienstVO 
Erl. 5: Nr. 1.4 eingefügt m.W.v. 1.1.2012 durch § 1 Nr. 5 der 75. Änderung der DienstVO 
Erl. 6: Nr. 1.5 eingefügt m.W.v. 1.1.2012 durch § 1 Nr. 7 der 76. Änderung der DienstVO 
Erl. 7: Nrn. 1.6, 1.7, 2.3 und 2.4 eingefügt m.W.v. 1.1.2013 durch § 1 Nr. 1 der 77. Änderung der 

DienstVO 
 

Anlagen 2 bis 8    (hier nicht abgedruckt) 
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Übersicht über die Änderungen der DienstVO Übersicht über die Änderungen des TV-L  

Die Dienstvertragsordnung vom 16. Mai 1983 (Kirchl. 
Amtsblatt Hannover S. 65) ist am 1. August 1983 in 
Kraft getreten. Mit Verweis auf den TV-L und den Pkw-
Fahrer TV-L wurde sie zum 1. Januar 2009 neu ge-
fasst.  

Der TV-L vom 12. Oktober 2006 und der Pkw-Fahrer-
TV-L vom 12. Oktober 2006 sind für den Geltungsbe-
reich der DienstVO am 1. Januar 2009 in Kraft getre-
ten (61. Änderung der DienstVO).  

Die DienstVO wurde geändert und ergänzt durch Die folgenden Änderungstarifverträge zum TV-L und 
zum Pkw-Fahrer-TV-L wurden für den Geltungsbereich 
der DienstVO übernommen:  

61. Änderung vom 10. Juni 2008 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover S. 70) 
– Neufassung der DienstVO zum 1.1.2009  
  mit Verweis auf den TV-L – 

TV-L vom 12. Okt. 2006 und  
Pkw-Fahrer-TV-L vom 12. Okt. 2006  
(Kirchl. Amtsbl. Hannover 2008 S. 109) 

(Die 62. Änderung betraf die DienstVO in der  
 bis zum 31.12.2008 geltenden Fassung.) 

 

63. Änderung vom 22. Sept. 2008 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover S. 217) 

Änd.-TV Nr. 1 zum TV-L vom 13. März  2008 (Kirchl. 
Amtsbl. Hannover 2009 S. 8) 

(Die 62. Änderung betraf die DienstVO in der  
 bis zum 31.12.2008 geltenden Fassung.) 

 

65. Änderung vom 26. Jan. 2009 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover S. 56) 

 

66. Änderung vom 26. August 2009 (Kirchl.  
Amtsbl. Hannover S. 170)  

Änd.-TV Nr. 2 zum TV-L vom 1. März  2009 – nur 
Entgelttabellen – und Änd.-TV Nr. 1 zum Pkw-Fahrer-
TV-L vom 1. März  2009 – nur Entgelttabelle –  
(Kirchl. Amtsbl. Hannover 2009 S. 179)  

67. Änderung vom 4. November 2009 (Kirchl.  
Amtsbl. Hannover S. 223) 

Änd.-TV Nr. 2 zum TV-L vom 1. März  2009 und  
Änd.-TV Nr. 1 zum Pkw-Fahrer-TV-L vom 1. März  
2009 (Kirchl. Amtsbl. Hannover 2009 S. 242) 

68. Änderung vom 1. März 2010 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover S. 39) 

 

69. Änderung vom 8. Juni 2010 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover S. 67) 

 

70. Änderung vom 20. September 2010 (Kirchl. 
Amtsbl. Hannover S. 135) 

 

71. Änderung vom 7. April 2011 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover S. 138) 

 

72. Änderung vom 8. Juni 2011 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover S. 139) 

 

73. Änderung vom 10. Oktober 2011 (Kirchl.  
Amtsbl. Hannover S. 253) 

 

74. Änderung vom 10. November 2011 (Kirchl. 
Amtsbl. Hannover S. 253) 

Änd.-TV Nr. 3 zum TV-L vom 10. März  2011 und 
Änd.-TV Nr. 2 zum Pkw-Fahrer-TV-L vom 10. März  
2011 (Kirchl. Amtsbl. Hannover 2011 S. 278) 

75. Änderung vom 8. Mai 2012 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover S. 123,  Berichtigung S. 278) 

Änd.-TV Nr. 4 zum TV-L vom 2. Jan. 2012 (Kirchl. 
Amtsbl. Hannover 2012 S. 138) 

76. Änderung vom 22. April 2013 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover S. 75, Berichtigung S. 122) 

Änd.-TV Nr. 5 zum TV-L vom 23. Aug. 2012 (Kirchl. 
Amtsbl. Hannover 2013 S. 98) 

77. Änderung vom 23. September 2013 (Kirchl. 
Amtsbl. Hannover S. 179) 

Änd.-TV Nr. 6 zum TV-L vom 12. Dez. 2012, Änd.-TV 
Nr. 7 zum TV-L vom 9. März 2013, Änd.-TV Nr. 3  
zum Pkw-Fahrer-TV-L vom 12. Dez. 2012 und Änd.-
TV Nr. 4 zum Pkw-Fahrer-TV-L vom 9. März 2013 
(Kirchl. Amtsbl. Hannover 2013 S. 199) 

    
  
 


